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Re leuen Frledensverhandlungen.

Die Anterwerfungsurkunde eingetroffen.
Berlin, 22. Februar. Der ruſſiſche Kurier, der vorgeſtern

die deutſchen Linien paſſiert hatte, traf geſtern abend in Berlin
ein und überreichte den Friedensvorſchlag der Petersburger
Regierung. Die Urkunde, die mit dem bekannten Petersburger
tür wörtlich übereinſtimmt, iſt von Lenin und

rotzki gezeichnet. Ueber den Inhalt der deutſchen Antwort
note, die erſt in einigen Tagen abgeſandt werden dürfte, wer
den noch Beratungen gepflogen werden. Inzwiſchen hat ſich
geſtern abend Staatsſekretär v. Kühlmann über Wien nach
Bukar eſt begeben.

Verhandlungen erſt in einiger Zeit.
Berlin, 22. Februar. Wie die Nordd. Allgem. Ztg. mit

teilt, iſt der Beginn der neuen Verhandlungen mit den Ruſſen
erſt in einiger Zeit zu erwarten. Der Staatsſekretär von
Kühlmann werde deshalb die Zwiſchenpauſe benutzen, zunächſt
als deutſcher Bevollmächtigter die Verhandlungen über den
Friedensſchluß mit Rumänien zu führen.

Die Taktik gegenüber Rumänien.
Berlin 22. Februar. Wie die Preſſe erfährt, werden in

der rumäniſchen Hauptſtadt v. Kühlmann und Graf Czernin
ihre Beſprechungen mit dem Miniſterpräſidenten General
Avarescu beginnen, um möglichſt bald unſer Verhältnis zu
Rumänien zu klären. In einem Blatt heißt es: „Unſere Re
gierung wird den Rumänen für die Verhandlungen nur ſo viel
Spielraum geſtatten, wie ihn die ſachlichen Schwierigkeiten
unbedingt erfordern, und keinen Zweifel darüber laſſen, daß ſie
gewillt iſt, die Forderungen, die ſie billigerweiſe ſtellen
kann. durchzudrücken. Wenn die Verhandlungen durch
die Schuld der Rumänen ſcheitern ſo werden ſie die
Folgerungen zu ziehen haben.“ Nach dieſer bequemen Auf-

gung würde es ſich alſo nicht um Verhandlungen mit
Rumänien eln, ſondern um ein Diktati

Auch Oeſterreich für Schroffheit. Wien, 21. Februar. Die
Wiener Mittagzeitung vom 20. Februar bringt folgende offen-
bar inſpirierte Mitteilung: as Rumänien betrifft, ſo iſt
kein Anzeichen dafür vorhanden, daß die Rumänen der realen
Sachlage Rechnung tragen und die Konſequenzen aus ihren
Niederlagen beſonders hinſichtlich der berechtigten bulgariſchen
Forderungen ziehen wollen. Für uns iſt die Angelegenheit
nicht brennend. Wenn Rumänien, dem der Frieden unabweis-
liches Bedürfnis iſt, geneigt iſt, auf vernünftiger Baſis zu ver
handeln, wird es uns bereit finden, wie uns die Bolſchewiſten
bereit fanden, denen gegenüber wir wohl das Höchſtmaß von
Geduld bekundet haben. Gedenkt Rumänien anders vorzu
gehen, ſo hat es ſich die Folgen ſelbſt zuzuſchreiben. Die
Rumänen ſind es, die um die Einleitung von Verhand
lungen erſuchen.

Das Londoner Abkommen aller Ententemächte, nur ge
meinſam Frieden zu ſchlie London, 21. Februar.
Die Times melden: Die Regierungen Englands und
Frankreichs haben Rumänien mitteilen laſſen, daß ſieRumänien aus dem Londoner Ab kommen gegen einen
Separatfrieden, das eine Kollektivverpflichtung aller Alliierten
in ſich ſchließe, nicht entlaſſen könnten.

Keihetensgusſhuß und Ureine

Der Friedensvertrag mit der Rada
gegen die Stimmen der Anabh. Soz. angenommen.

Der Reichstag Hrt den Friedensvertrag mit der ukrainiſchen
Rada dem VHauptausſchuſie des Reichstages zur Vorberatung
überwieſen. In der Mittwoch Sitzung wurden zunächſt wirt-
chaftliche Fragen des Friedensvertrages verhandelt. Mini-terialdirektor 8 örner erklärte, daf. ein Handelsvertrag

innerhalb des Friedensvertrages nicht abzuſchließen ging. Auch
ein langeres Proviſorium als bis Ende Juli 1918 war nicht
zu erreichen. Die Menge der vorhandenen Vorräte ſei zwar
nicht feſtzuſtellen geweſen, wird aber als ſehr groß geſchäbt.
Wie der UÜnterſtaatsſekretär Goeppert dann erklärte, liegen
die Schwierigkeiten vor allein heim Transvort. Mehr als
300 000 Tonnen würden monutlich auf dem Waſſerwege nicht
verfrachtet werden können. Genoſſe Dr. Cohn brachte zur
Sprache, daß die Ukrainer militäriſt völlig ausgerüſtet in die
Heimat geſchickt werden Das LFei unzuläſſig und bringe ſie
in bezug auf den Fahnenerd in ſchwere Konflikte. Abgeordneter
Noske biliigt es, daß die deutſchen Behörden Kräfte zum
Verteidigungskampf heranbilden, und der Konſervative Dr
Röſicke erklärte, die lkrainer ſeien jetzt unſere Lerbündeten
und mußten mit uns gegen die Bolſchewiki zum Schutze des
Getreides kämpfen

Soll der Reichstag überhaupt abſtimmen dürfen? Vor der
Abſtimmung über den Friedensvertrag erörterte der Ausſchuß
die Frage, ob verfaſſungsgemäß die Zuſtimmung desReichstages zu dem Vertrage in allen ſeinen Teilen not
wendig ſei. Mit Ausnahme der Vertreter der Konſervativen
und der deutſchen Fraktion erklärten ſich die Ausſchuß mitglieder
für die Juſtändigkeit des Reichstages. Direktor im Aus-
wärtigen Amt Kriege führte gus, praktiſche Geſichtepunkte
hätten dazu geführt, den ganzen Friedensvertrag dem Reichstag
rorzulegen. Es ſei kaum angängig, aus einzelnen Vertrags-
teilen einen Geſetzentwurf zuſammenzuſtellen und dieſen dem

eichstag vorzulegen. Indes ſolle durch die Vorlage 2
riedensvertrages kein Präſudig geſchaffen werden. auch nn bezug auf die kaiſerlichen Rechte. Das ſei in der Begründung

auch zum Ausdrusd gebrircht.

des
itten. Die Annahmee ehe h es Bfebherteages erfolete geben

zwei Stimmen der Nnabhängigen Sozialdemokraten in Ab
weſenheit der Polen.

Abg. Genoſſe Ledebour hatte am Tage vorher im Reichs
tage ausgeführt: „Die Ukraine war bisher durch die zariſche
Regierung brutal unterdrückt nun benutzt ſie die erſte
Gelegenheit, um andere Leute zu unterdrücken, die nicht ihrer
Sprache und ihrem Volke angehören (das polniſche Chol-
mer Gebiet). Das macht es uns ganz unmöglich, einem ſolchen
Vertrage unſere Zuſtimmung zu geben. Und zu dem neue-
ſten Angebot müſſen meine politiſchen Freunde und ich uns die
definitive Stellungnahme vorbehalten, bis wir klar ſehen,
welche Bedingungen denn zwiſchen den beiden nun natürlich
neuerdings in Verhandlung tretenden Teilen über einen Frie-
den vereinbart werden. Sollten dieſe Bedingungen unſerer
Auffaſſung entſprechen, ſollten ſie zu einem wirklichen Ver-
ſtändigungsfrieden ohne Vergewaltigung, ohne Annektionen,
auch ohne verſchleierte Annektionen führen, dann werden
wir ſelbſtverſtändlich einem ſolchen Sonderfrieden unſere u
ſtimmung, geben. (Sehr richtigl bei den Unabh. Soz. Zu
ruf: Sonſt nicht?? Von dem Jnhalt dieſer Bedingungen
hängt das aber vollſtändig ab. Wir würden einer Vergewalti-
gung anderer Völker, in welcher Form ſie ſich auch maskiert,
niemals zuſtimmen können, da wir von einer ſolchen Verge-
waltigung, die wir grundſätzlich überall bekämpfen, niemals
einen Dauerfrieden erwarten. (Sehr richtig! bei den
Unabh. Soz.) Feder Friede, der infolge ganz beſtimmter un-
glücklicher Verhältniſſe in einem Lande dieſem Lande aufge
zwungen wird, und der von dem betreffenden Volke dauernd
als eine Vergewaltigung empfunden wird, läßt ewig
einen Stachel in der Bruſt des Volkes zurück, wird ewig
Revanchegedanken nähren und wird ſchließlich zu neuem Wett-
rüſten, zu neuen Kriegen führen müſſen. (Sehr wahr bei den
Unabh. Soz.) Die deutſche Regierung iſt jetzt durch dieſen
Funkſpruch auf die Probe geſtellt, ob es ihr mit dem Frieden
ehrlich iſt, ob ſie ehrlich den Frieden haben will. (Zurufe.) Ge-
wiß! JFch hoffe, daß ſie dieſe Probe gut beſteht, nämlich da-
durch, daß ſie ſofort auf einen Verſtändigungsfrieden ein-

I v ſofort den Einmarſch der Truppen in Rußland ein
Zurufe.) Darin wird ſich zeigen, wie der Friedrge

wille der deutſchen Regierung gemeint iſt.“ (Sehr richtig! bei
den Soz.)

Ein Elſaß im Oſten!
Die öſterreichiſche Sozialdemokratie lehnt die Kriegs

mittel ab!
Wien, 20. Februar. Jm Abgeordnetenhaus gab

Abg. Götz namens des Polenklubs eine Erklärung ab,
worin gegen die Abtretung Cholms an die nkrainiſche Republik
und gegen die Nichtzulaſſung der polniſchen Delegierten zu den
Breſt-Litowſker Verhandlungen proteſtiert wird. Die Ver-
ſtümmelung des volniſchen Landes bedeute einen Triumph des
deutſchen Jmperiglismus und eine Verhöhnung des Selbſt-
beſtimmungsrechts des polniſchen Volkes. Ueber das zu Polen
gebörende Land habe nur der pol niſche Staat ein Recht zu
verfügen.

Der ukrainiſche Abgeordnete Lewhckyj begrüßte die An-
erkennung des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Ukfraine. Die
Ukrainer müßten jedoch gegen die Auffaſſung der Polen vrote-
ſtieren, daß der Friede auf Koſten des polniſchen Volkes und
des polniſchen Gebiets von Cholm geſchloſſen worden ſei, auf
welch letzteres Gebiet die Polen ein Recht hätten.

Der tſchechiſche Abgeordnete Winter kritiſierte den Breſt-
Litowſker Vertrag und erklärte, die Grenzſtreitigkeiten zwiſchen
den Ukrainern und den Polen hätten einvernehmlich
zwiſchen beiden Völkern gelöſt werden müſſen. Er proteſtiere
gegen den Einmarſch deutſcher Truppen in Rußland, der nur
ſezwecke, die revolutionäre Bewequng in Rußland zu bekriegen.
Er vertrete neuerlich die Forderung nach Beiziehung von Ver-
tretern der Völker zu den Friedensverhandlungen. Während
ſeiner Rede erſchien die ukrainiſche Delegation in der Loge. Der
tſchechiſche Abgeordnete Soukonuv rief ihnen zu: Was macht
Sewrjuk hier? Hingus mit dem jungen Burſchen! Es iſt ein
Skandal, mit ſolchen Burſchen Frieden zu ſchließen! Die
ukrainiſchen Abgeordneten wandten ſich mit Entrüſtung geren
die Tſchechen: Jhr ſeid eines ſchönes frejes Volk. ihr Tſchechen,
ch mit einem Skandal gegen einen Gaſtfreund zu wenden.
Pfui, ſchämit euch! Es kam hierauf zu Auseinanderſetzungen,
o daß Winkler ſeine Rede unterbrechen mußte.

Abgeordneter Weltner gab namens des Verbandes der
deutſch- nationalen Partei eine Erklärung ab, worin er den
Friedensſchluß mit der Ukraine billiate und bedauerte, daß die
Polen nuneingedenk des für die Befreiung und Wiederherſtel
lung des Königreichs Polen von den Mittelmächten gemeinſam
vergoſſenen Blutes ihre nationalen Sonderintereſſen den höch-
ſten Jntereſſen des Staates nicht unterordnen. Die Deutſchen
befürchten, daß dieſe Haltung der Polen auch einen Riß in
das für die abſchließende Ausgeſtaltung des polniſchen König-
t um s notwendige Einvernehmen aller Beteiligten tun werde.

Abgeordneter Das zinſki (volniſcher Sozialdemokrat) er-
klärte: Durch die Breſt-Litowſker Verhandlungen ſei das
Vertrauen der Polen getötet worden. Künftighin werde
zwiſchen Ukrainern und den Polen

ein Elſaß-Lothringen beſtehen,
an welchem beide Staaten Jahrzehnte merklich bluten werden.
Anſtatt daß Oeſterreich Polen und die Ukraine unter ſeinen
Schutz genommen und den Austauſch der ſich gegenſeitig er-
gänzenden Volksfräfte angebahnt hätte, hat es die ganze Füh-
rung dem Deutſchen Reich abgetreten. Es liegt Größe in der
deutſchen Politik, wenn die deutſchen Diplomaten der öſter
i Diplomatie das Heft aus den Händen gewunden
haben. Redner zweifelt nicht, daß die Ueberſchüſſe aus der
Ükraine nach Deutſchland wandern werden, und wendet
ſich unter lebhafter Zuſtimm der Polen und ſtürmiſchem
Widerſpruch links in heftigen Ausdrücken gegen das diesbe

zügliche Vorgehen der Deutſchen in Rumänien und Polen, wobei
er vom Präſidenten mit der Bemerkung zur Ordnung gerufen
wird, er könne es nicht zugeben, daß die Regierung des mit
uns verbündeten Deutſchen Reiches hier beſchimpft werde
Daszinſki ſchloß mit den Worten: Am 9. Februar, an dem
der Friedensvertrag mit der Ukraine unterzeichnet wurde, iſt
der Stern der Habsburger am polniſchen Himmel erloſchen.

Abgeordneter Dr. Adler (deutſcher Sozialdemokrat) ver
weiſt auf den Funkſpruch der großruſſiſchen Regierung und
gibt dem Wunſche Ausdruck, daß die deutſche Regierung auch
jetzt ihre früheren Bedingungen nicht als verfallen er-
klärt und ſich zu keinen weiteren kriegeriſchen Operationen in
das Jnnere Rußlands begeben werde. Wir fordern die Regie-
rung auf, alles auf das Peinlichſte zu vermeiden, was als Ein-
miſchung in die Angelegenheiten der Völker Rußlands betrach-
tet werden könnte und warnen insbeſondere vor einem Ein-
greifen in den Streit zwiſchen Großrußland und der
Ukraine. Bezüglich des Budget-Proviſoriums erklärte Red-
ner,
daß die Sozialdemokratie ſelbſtverſtändlich nicht für das

Budget-Proviſorium ſtimmen könne.
Sie kann es nicht tun, weil ſie keine Luſt habe, politiſch oder
moraliſch irgend eine entfernte Verantwortung für dieſen
u 1 übernehmen. Beifall bei den deutſchen Sozialdemo-
raten.

Mit dieſer Haltung vergleiche man einmal die Haltung der
deutſchen Scheidemann-Fraktion. Dieſe Regierungs
ſozialiſten bewilligten bisher alle Kriegskredite und ſind
drauf und dran, auch die jetzt wieder zu fordernden 15 Mil
liarden zu bewilligen.

England für Volksbefragung in Polen.
London, 21. Februar. (Reuter.) Graf Ladislaus So

banſki empfing vom Auswärtigen Amte ein Schreiben, in dem
Balfour ihm als dem Vertreter des polniſchen Nationalkomi-
tees in London mitteilte, daß die engliſche Regierung ihren
Agenten in Kiew aufgetragen habe, die Ertlärüng abgugebeg,
daß ſie den kürzlich geſchloſſenen Frieden zwiſchen der Ukraine
und den Mittelmächten nicht anerkennnen, und d
England keinen einzigen Frieden anerkennen wird, an dem
Polen intereſſiert iſt, wenn dieſes Land nicht vorher be-
fragt worden iſt.

Warſchan wurde eine Geldbuße auferlegt. Die Voſſ. Ztg.
meldet aus Warſchau: Der Stadt Warſchau wurde eine Geld-
buße von 250 000 Mark zur Sühne für die von ihren Einwohnern
begangenen Widerſetzlichkeiten auferlegt.

M XDeutſcher Heeresbericht.
Großes Hanptquartier, 22. Februar 1918. (W. T. B.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Jn einzelnen Abſchnitten Artillerie- und Minenwerfertätig-

keit. Kleinere Erkundungsgefechte. An der Bahn Ypern-
Roulers wurde eine engliſche Feldwache überrumpelt und ge-
fangen.

In den letzten drei Tagen wurden im Luftkampf und von der
Erde aus 24 feindliche Flingzenge und zwei Feſſelballons ab
geſchoſſen.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Eich horn.

genommen. Dus erſte Eſtenregimentdeutſchen Kommando unterſtellt.
Jn Livland ſtießen unſere Kolonnen über NRonneburg,

Wolmar und Spandan hinaus vor.Unter dem Jnbel der Bevölkerung ſind unſere Truppen in
Njezyſa eingerückt. Von dort ſtießen ſie bis nach Ljuzyn
vor. Minſtk wurde beſetzt.

Heeresgruppe Linſingen. Bei Unterſtützung der Uk-
raine in ihrem Befreinngskampf wurden Fortſchritte erzielt.
Jn Kowagradwolinſtk haben wir die Verbindung mit
ukrainiſchen Abteilungen aufgenommen. Andere Kolonnen
marſchieren auf Dubno.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Vor der Offenſive im Weſten. London, 29. Februar Bei
Einbringung des Heeresetats im Unterhaus ſagte Mac Pher-
ſon: Wir müſſen auf eine baldige entſchloſſene
Offenſive vorbereitet ſein. Alle Maßnahmen, um ihr zu be-
gegnen, ſind getroffen.

Wilſon fordert Ueberprüfung der Kriegsziele. Wie die Blätter
melden, ſoll Präſident Wilſon in einer Note an die Alliierten
den Wunſch nach einer Ueberprüfnung der Kriegszielbeſchlüſſe
der Verſailler Konferenz ausgedrückt haben.

Franzöſiſche Lebensmittelpolitik. Paris, 13. Februar.
Der Miniſterrat beſchloß die vollſtändige Schließung der
Schokolade und Biskuit-Geſchäfte, ferner ein Verbot der Ver
abfolgung von Brot, Butter und Käſe in den Hotels. Weizen
darf nur zu Brot verarbeitet werden. Noch weitere Beſtim
mungen werden in Kürze in Kraft treten. Der Verpflegungs-
miniſter ſchlug vor. den Reſtaurants die Abgabe von Speiſen
in der Zeit zwiſchen den Hauptmahlzeiten zu verbieten.

Franzöſiſche Friedensfreundinnen. da einer würdigen Er
klärung wandten ſich unlängſt die Lehrerinnen des Departe-
ments der Seine gegen die Verhetzung der Jugend dur

viniſtiſche Propaganda. Es wird darauf hingewieſen
die Verbreitung des Haſſes ebenſo unwürdig wie gefährlich ſ
die Dauer des heutigen Krieges verlängere, neuen den Boden
bereite und die niedrigſten und gefährlichſten r wecke,
was eine Verneinung der Prinzipien der Moral ſei.

Jn Eſtland wurde Hapfſal,
hat ſich dem

feindliche



Pteßſtimmen zum Funſſpruch.

Der Vorwärts ſchreibt:
So alſo ſtehen die Dinge: die ruſſiſche Regierun

iſt bereit die Bedingungen von Breſt-Litowſanzunehmen, ſie legt aber Faſt Gewicht auf die
ſtellung der Tatſache, daß dieſe Bereitſchaft nur die F
des überraſchenden deutſchen Vormarſche
Durch dieſe Feſtſtellung ſucht ſie zweierlei zu erreichen. Erſtens
will ſie nach außen hin deklarieren, daß der Frieden, den ſie zu
ſchließen bereit iſt, nach ihrer Auffaſſung kein Verſtändigungs-
frieden iſt. Und zweitens will ſie fich nach innen Deckung
ſchaffen, indem ſie erklärt, nur einem übermächtigen Drucke
weichend, einen Frieden zu unterzeichnen. den ſie als imperiali-
ſtiſch bezeichnet hat. Auf alle Fälle iſt die volle ruſſiſche
Friedensvereitſchaft nun da, und es fragt ſich nur noch, wel
hen Gebrauch die Regierung des Vierbundes von ihr zu
machen gedenken. Darüber hat Herr v. Kühlmann geſtern keine
erſchöpfende Auskunft gegeben. Die deutſche Regierung kann
von Rußland nun alles haben, was ſie auf der Konferenz von
ireſt-Litowſk von ihm gefordert hat. Dieſe Forderungen ſind

vorletzten Sitzung vom 9. Februar folgendermaßen
formuliert worden:

Rußland nimmt Kenntnis von folgenden territorialen
Veränderungen, die mit der Ratifikation des gegenwärtigen

34in der

er

Friedensvertrages eintreten: Die Gebiete zwiſchen den
Grenzen Deutſchlands und OeſterreichUngarns und einer

die verlänft, werden der territorialenOberhoheit Rußlands nicht mehrunterliegen.
An ihrer ehemaligen Zugehörigkeit zumſiſchen Haiferreiche werden ihnenkeiner-

Ver pflichtungen gegenüber erwachſen.
Das kfünftige Schickſal dieſer Gebiete wird in dieſer Beziehung
m Einvernehmen mit ihren Völkern entſchieden werden, und
zwa iach Maßgabe der Vereinbarungen, dieDeutſchland oder Oeſterreich- Ungarn mit ihnen
reffen werden.“

Der Verlauf dieſer Schnittlinie ift in der Konferenz näher
bezeichnet worden. Es ift anzunehmen, daß ſie Litauen, Kur
and. einen Teil Eſtlanda und Volens von Rußland abſchneidet.

C noch ſagte, ihr Verhältnis zur Petersburger Regierung
gehe den Vierbund nichts an.
Ans der letzten Sitzung, der vom 10. Februar, wurde dann
berichtet:

Während von ruſſiſcher Seite in dieſen Sitzungen verſucht
wurde, die ſtrategiſchen Nachteile nachzuweiſen, denen Ruß-
land durch die vorgeſchlagene Neuführung ſeiner
Weſtg ren ze ausgeſettt wäre, wurde dieſe Auffaſſung von
deutſcher Seite unter mehrfacher Betonung, daß es ſich nicht

ruſſiſch- deutſche Grenze, ſondern um eine Grenzeurn erne
Rußlands mit den neuen Randſtaaten handle, ein
gehend widerlegt. Eine Einignug konnte nicht
erzielt werden.

Zum Schluß erklärte Trotzki, ſeine Delegation habe jetzt
alle Vollmachten erſchöpft, die ſie erhalten habe. Sie halte
es für notwendig, nach Petersburg zurückzukehren. Alle Mit-
teilungen, welche die verbündeten Delegationen machen wirden,
werde ſie im Schoße der Regierung der föderativen ruſſiſchen
Republik beraten und daraus die Antwort erteilen.

Auf die Frage des Stantsſekretärs v. Kühlmann, auf
welchem Wege dieſer Gedankenaustauſch er-

ſolle, entgegnete Trotzki, die ruſſiſche Delegation habe
von Breſt Litowſk aus eine direkte Drahtrerbindung mit
Vetersburg gehabt. Vor der Einleitung des Waffenſtillſtandes
habe ſich durch Funkſprüche verſtändigt, und
außerdem befänden ſich ſet in Petersburg Vertretungen der
vier verbündeten Mächte, die mit ihren Regierungen verkehren
könnten. Auf dieſem Wege könne man eine Verbindung her-
Fellen.

folgen

man

So nimn wieder durch einen Funkſpruch die Verbindung
Hergeſtellk worden. Die bolſchewiſtiſche Regierung zieht die
Folgerungen aus der von ihr ſelbft feſtgeftellten Tatſache, daß
ihr zum Kampf gegen einen äußeren Feind die erforderlichen
Machtmittel fehlen. Sie kapituliert!

In dieſem Augenblick erheben ſich aber wieder heiſer kräch-
zende Stimmen, die rufen: „Frieden? Davon kann keine Rede
ſein! Litauen Kurland, Polen? Nicht gennug, nicht genug!Wir marſchieren jetzt, marſchieren wir weiter ſ. Offen tritt

die Meinung hervor, Deutſchland dürfe ſich mit den Bedin-
gungen von Breſt-Litowſk nicht mehr zufrieden geben. Es
müſſe weitergehen und mindeſtens noch die Räumung von Eſt-
land, Livland. Finnkand und der Ukraine verlangen. Andere
wieder meinen, der Kampf gegen den Bolſchewismus ſei die
Hauptſache, mit der bolſchewiſtiſchen Regierung dürfe man
überhaupt keinen Frieden ſchließen.

Eine Atempauſe im großen Totentanz des Oſtens. Auch in
England und Frankreich regen ſich jetzt Stimmen der Beſin
nung. Aber die nationaliſtiſchen Geigen raſen toller und
toller, als ob der Hrieg die Welt überleben wollte und nicht die
Welt den Krieg!

Preßſtimmen der Unabhängigen ſozialiſtiſchen Preſſe
zu bringen, ſind wir nicht in der Lage.

Mare zum Vonmeangoſß gegen ſie GroBruxsen n
eur UOnershſeung der Ehre

Petersburg
n

Rußland.
Der die internationalen liſten.Wie e Vertreter der mit Rußland ver bün-

deten Staaten und der neutralen Staaten gegen die
lierung der ruſſiſchen Staatsſchulden einen en ugn
ſt eingelegt. Dieſer Proteſt hat wegen ſeines Inhalts

und ſeines Tones bei der ruſſiſchen Bevölkerung Empörunrufen. Die ruſſiſche Regierung erklärt, der dere
vo dig gleichgültig. Um ein einmal erlaſſenes Dekret

ungültig zu machen, bedürfte es anderer nahmen. Auch
die Forderung der Mächte. den ihren Untertanen durch die An
nullierung entſtandenen Schaden zu erſetzen, ſchrecke Regie
rung ebenſowenig, wie Drohungen.

Drohung nach England. Nach einer Times- Meldung hat die
Petersburger Regierung an das engliſche Kabinett ein neues
Ulkimatum gerichtet. worin mit der Feſtnahme engliſcher
Staatsangehöriger gedroht wird, falls Litwinow nicht als
Vertreter der ruſſiſchen Regierung in London amtlich an
erkann werde.

Nikolans Romanew möchte gern nach Frankreich. Die Times
erfährt aus Petersburg. daß einige ruſſiſche Großfürſten und

Großfürſtinnen eine Vetftion an die Regierung der Bolſchewiki
ſandten,' in der ſie erfuchten, der Familie des Er-Zaren zu er-
lauben, Tobolſk in Sibirien zu verlaſſen und nach Frankreich
oder England zu gehen. Sie erklären, daß alle Gerüchte über
eine Teilnahme an Verſchwörungen zur Wiederherſtellung der
Monarchie unrichtig ſind und verzichten auf alle Rechte auf den
Thron. Wie ſich die Dinge doch in der Welt wenden!
Hunderttauſende un ſchuldig Verbannte baten bisher immer
den Zaren, aus der Hölle Sibirien herausgelaſſen zu werden
Nikolaus lehnte ab. Nun bittet er ſelber.

Die Verſenkungen eines Jahres.
Berlin, 21. Februar. Jm Monat Januar ſind durch

kriegeriſche Maßnahmen der Mittelmächte insgeſamt 632 000
Br.-R.-T. des für unſere Feinde nutzbaren Handelsſchiffs-
raumes vernichtet worden. Damit beläuft ſich das Ergebnis
des erſten Jahres uneingeſchränkten N-Boot- Krieges auf
9690 000 Br.-R.-T.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Schiffsverſenkungen. Berlin 21 Februar. Amtlich. Der
unermüdlichen Tätigkeit unſerer U-Boote fielen an der eng
liſchen Weſtküſte letzthin fünf Dampfer und zwei Segler zum
Opfer, darunter der bewaffnete engliſche Dampfer Mexico Eity,
5078 B.R.T., der engliſche Dampfer Sofie und ein etwa 5000
B.-R.-T. großer Dampfer anſcheinend vom Einheitstyp. Die
beiden Segler waren Aweimafſtſchoner, der eine engliſcher, der
andere franzöſiſcher Nationalität, letzterer namens Marie
Madelaine. Eines der U-Voote hat zwei bewaffnete Fracht-
dampfer durch Artillerietreffer desAdmiralſtabes der Marine.

London, 21. Februar. Nach den Angaben der engliſchen
Admiralität ſollen in der vergangenen Woche 12 Schiffe über
und drei unter 1800 Tonnen, ſowie ein Fiſchdampfer verſenkt
worden ſein.

Reuter meldet aus Paris: Der Dampfer Dives wurde
am 1. Februar zwiſchen Marſeille und Bougie torvediert.
Unterſeeboote wurden nicht geſehen. Es waren 359 Paſſagiere
an Bord, dorunter 301 Militärperſonen, ſodann 55 Seeleute.
110 Perſonen werden vermißſt,

beſchädigt. Der Chef

Pluralrecht und zwangswetſes Wühlen!

Die Ausſchußberatung der Wahlrechtsvorlage.
Jn der Donnerstagſitzung des Landtags- Ausſchuſſes be

antragten die Konſervativen, einen neuen S 3f einzufügen.
Hiernach ſoll jeder Wähler verpflichtet ſein, ſeine Stimme
abzugeben und nur ernſte Erkrankung, nnaufſchiebbare und
wichtige Geſchäfte ſollen davon enthinden. Wer unent-
ſchuldigt ſeine Stimme nicht abgibt, ſoll die halbe Ein-
fommenſtener, mindeſtens aber 10 Mk. Strafe zahlen.
235 die Höhe ſei Beſchwerde beim Regierungspräſidenten
zuläſſig.

Der nationglliberale Wahlypflichtantrag ſetzt die
Steuer auf 1-50 Mk. und auf den dreifachen Steuerbetrag feſt.

Miniſter des Jnnern Dr. Drews bezeichnet die Wahlpflicht-
frage als eine reine Zweckmäßigkeitsfrage. Die Feſtſtellung
der Entſchuldigungsgründe werde immer ſchwierig ſein. Die
Regierung ſei in erſter Linie gegen die Wahlpflicht wolle der
Ausſchuß fie aber einführen, ſo ſei der konſervative Antrag
vorzuziehen.

Ein Fortſchrittler wünſcht, daß die Wahlen ſtets an
einem Sonntag ſtattfinden. Damit man ſich über die Folgen
klar werden könne, ſtimmen die Fortſchrittler auch für den
Grundſatz der Wahlpflicht.

Gegen die Stimmen des Sozialdemokraten und des Polen
ſpricht ſich der Ausſchuß grundſählich für die Wahlpflicht aus
und überweiſt die vorliegenden Anträge einem Knterausſchuß.

Einer konſer vativen Anregung auf Anlegung ſtändiger
Wählerliſten tritt der Sozialdemokrat entſegen. Dieſer
Antrag laufe wiederum auf eine Schmälerung des Wahlrechtes
firr große Teile der Bevölkerung hinaus, namentlich werde das
fluktuierende Element dadurch geſchädigt, denn wenn ſtändige
Wählerliften eingeführt werden, ſo wird die Folge die ſein,
daß jemand der zwar ſonſt alle Vorausſetzungen des Geſetzes
erfüllt, aber am Tage der Auslegung der Liſten noch kein Jahr
in der Gemeinde wohnt ſein Wablrecht verliert, obwohl er am
Tage der Wahl ſelbſt die Vorbedingung der einfährigen Auf-
enthaltsdauer erfüllt hat. Jm übrigen werde den Gemeinden
daraus ein ungeheures Maß von Arbeit erwachſen, wenn ſie
neben den Gemeindewählerliſten noch fortlaufend beſondere
Landtagswählerliſten aufſtellen müſſen

Ein Miniſterioldirektor berichtet, daß er bei ſeinen
zahlreichen Reviſionen noch niemals eine richtig aufgeſtellte
Gemeindewählerliſte gefunden habe

Auch dieſe Frage wird dem Unterausſchuß überwieſen.
Darauf werden die wahltechniſchen Beſtimmungen der &8 5 14
angenommen. nur S 14 wird durch einen nationalliberalen Zu
ſatzantrag dahin geändert, daß jeder Wähler ſoviel Stimmzettel
abzugeben hat, wie ihm Stimmen zuſtehen. Ein fortſchritt-
licher Antrag, der die Wählbarkeit wie bisher ſchon nach ein-
jähriger Staatszugebörigkeit eintreten laſſen will, während die
Regierungsvorlage drei Jahre fordert, wird abgelehnt.

Der Miniſter des Innern erklärte im Laufe der
Debatte, daß die Regiernng als Gegnerin des Plurglwahlrechts
ſeſbſt keine Veranlaſſung habe, Anträge zu ſtellen, ſie ſei aber
bereit. Auskunft zu gehben, in welcher Richtung infolge des
en Beſchluſſes geſetzgeberiſche Aenderungen erforderlich
eien.
Ein nationalliberaler Antrag wonach an der Be

wegung verhinderte kriegsbeſchädigte Wähler auf
Koſten der Gemeinde in das Wahllokal zu befördern ſind.
wird dem Unterausſchuß überwieſen.

Nunmehr wird die Frage des Verhältniswahlſyſtems be-
ſprochen. Ein fortſchrittlicher Antrag will, wenn mehr
als 200 000 Einwohner auf einen Abgeordneten kommen, für
ſede weiteren angefangenen hunderttauſend Einwohner ein
neues Mandat ſchaffen. Für Berlin mit 20 Abgeordneten,
die Regierungsbezirke Poſen mit 19, Bromberg mit 10 und
Marienwerder mit 13 Abgeordneten ſowie in 25 weiteren
aroß ſtädtiſchen oder hoch induſtriellen Wahlkreiſen

—m-dJ

ſoll die Verhältniewahl ein werden, und zwar ent
ſprechend den im Reiche geltenden Proporzbeſtimmungen.

Ein nationalliberaler Antrag will die Verhältnis-
wahl für alle Wahlbezirke mit mehr als
und für gemiſchtſprachige Wahlbezirke einführen,
als ein Abgeordneter zu wählen iſt.

Ein Fortſchrittler führte aus, daß ſeine Fraktion geteilter Meinung darüber ſei, ob der Proporz für den ganzen
Staat eingeführt werden ſolle. Es gäbe Fälle, in denen eine
große Minderheit unberückſichtigt bleibe, beſonders in großen
Induſtciezentren und gemiſchtſprachigen Gegenden. Das
Syſtem müſſe ſich an die neue Reichstagsvorlage anlehnen.

Miniſter Dr. Drews: Die Gründe für die Verhältnis.wahl r ein bedentendes Gewicht, die Re
a dürfte geneigt ſein. ſich ihnen anzuſchkießen,

wecktnäßig wird dasſelbe Syſtem wie im Reiche anzuwenden
ein. Angebracht erſcheinen die Verhältniswahlen dort, wo es

ſich um ſehr dichtbevölkerte Wahlkreiſe handelt.
Ein Konſervativer betont, daß ſeine Partei die aller

ſchwerſten Bedenken für das Verhältniswahlrecht habe,
auch ein Zentrumsredner hat ſehr große Bedenken.

Der Sozialdemokrat Hirſch erklärt, daß die Sozial
demokratie in ihrem Programm das Verhältniswahlſyſtem
fordere, aber die Verhältniswahlen ganz allgemein und
nicht etwa nur für beſtimmte Bezirke. Die Vorlage,
die augenblicklich dem Reichstag unterbreitet ſei, bedeute einen

Schritt zur Erreichung dieſes Fieles. Der nationalliberale und
der fortſchrittliche Antrag dagegen ſeien ganz anders zu be-
toerten, denn ſie wollen die Verhältniswahl nur dort einführen,
wo die Polen die Mehrheit haben und die Deutſchen in
der Minderheit ſind, zweitens dort, wo in dichthevölkferten
Wahlkreiſen die bürgerlichen Varteien in der Minderheit
ſind. Es handle ſich alſo ganz zweifellos um

ein Ansnahmegeſetz.
Wolle man den Anträgen dieſen Tharakter geben, dann müſſe
man die Verhältniswobhlen auch dort einführen, wo die
Sozialdemofratfe eine ſtarke Minderheit bilden.

Die Anträge gingen an den Unterausſchuß, der auch
die Wahlkreiseinteilung vorbereiten ſoll.

Damit ſind die Arbeiten des Verfaſſungsausſchuſſes vor
läunfig zu Ende. Je nach dem Stande der Arbeiten des
Unterausſchitſſes wird die nächſte Sitzung einberufen werden.
In der nächiten Woche iritt das Plenum des Abgeord
netenhauſes wieder zuſammen.

Die adkionolſhernen Wohlrechtsfeinde

Das gleiche Wahlrecht iſt in der Kommiſſion mit 20 gegen
15 Stimmen zu Fall gebracht worden. Unter den 20 Stimmen
befanden ſich vier nationalliberale während zwei
Nationalliberale für das gleiche Recht ſtimmten. Hätten die
vier nationalliberalen Gleickheitsfeinde umgekehrt geſtimmt,
fo wäre das gleiche Wahlrecht mit 19 gegen 16 Stimmen be-
ſchloſſen worden. Die nationalliberalen Herrſchaften können
alſo ſtolz ſein, daß ſie es waren, die das Volk ums gleiche
Wahlrecht brachten.

Wie gewaltig die Mehrheit der Feinde des gleichen Wahl-
rechts in der nationalliberalen Fraktion iſt, das melden natio-
nalliberale Blätter wie folgt:

Berlin, 20. Febrnar. Die nationalliberale Fraktion hat
heute eine Sitzung abgehalten, die dem Zwecke galt, feſtzu-
ſtellen, ob die Zuſammenſetzung der Ausſchußmitglieder noch
der Stimmung der Fraktion entſpricht. Die Miniſter und
Abgeordneten Dr. Friedberg und Dr. v. Krauſe ſowie
Unterſtaatsſekretär Schiffer nahmen an der
Sitzung teil. Es wurde eine Abſtimmung über das gleiche
Wahlrecht nach der Regierungsvorlage vorgenommen und dabä
ſeftgeſtellt, daß 44 Gegner des gleichen Wahlrechts 25 Be
fürwortern der Vorlage gegenüberſtanden, was dem unter
den Ausſchußmitgliedern herrſchenden Verhältnis 4: 2 ungefähr
entſpricht.

Die angenehme Partei ift alſo in der wichtigſten innerpolij
tiſchen Frage, der Frage des gleichen Rechts, boffnungselos ge-
ſpalten. Trotzdem drei Miniſter in der Sitzung die
Regierungsvorlage verteidigten, blieben die Feinde
der Demokratie in der erdrückenden Mehrheit. Die Strafe
wird nicht ausbleiben vom Volke

Politiſche Ueberſicht.
Das neue Reichstagswahlrecht.

Dem Reichstag wird bei ſeinem Wiederzuſammentritt eine
Vorlage für Wahlreform im Reiche zugehen, die das Reichs
tagswahlrecht in bemerkenswerter Weiſe abändert. Es handelt
ſich um die Wahlkreiseinteilung die, wie man weiß, ſeit 1869
unverändert geblieben iſt. Jetzt ſollen die Wahlkreiſe, die
urſprünglich durchſchnittlich 100 000 Seelen zählten, aber in
zwiſchen vielfach infolge der Jnduſtrieentwicklung zu gigan-
tiſcher Größe angewachſen ſind, wieder ein wenig in Ordnung
gebracht werden. Die vorgeſchlagene Reform iſt nun nicht
eine glatte Neueinteilung, ſo daß etwa jetzt Wahlkreiſe von
150 900 Seelen gebildet würden, ſondern nur ein Stückchen
Notgeſetz. Die Wahlkreiſe, die weniger als 300 000 Einwohner
haben, bleiben ſo, wie ſie bisher waren. Die Rieſenwahlkreiſe
mit mehr als 300 000 Einwohnern erhalten in Zukunft für je
290 000 volle und jeder weitere Hunderttauſend angefangene
Einwohner einen Abgeordneten. Ein Wahlkreis mit 200 000
Einwohnern wird alſo durch die Vorlage überhaupt nicht be-
rührt. Ein Wahlkreis mit 300 001 bis zu 499 000 Einwohnern
erhält zwei Abgeordnete, ein Wahlkreis mit mehr als 500 000
Einwohnern drei Abgeordnete uſw. Jn dieſen Rieſenwahl-
kreiſen ſollen nun aber die Sitze nicht ſämtlich der Partei zu
fallen, welche die meiſten immen hat, ſondern nach der Ver-
hältniswahl unter die Parteien verteilt werden. Chemnitz
hatte bisher z. B. ein Mandat, das ſeit langem in ſozialdemo-
kratiſchen Händen war. Bei der letzten Wahl erhielten wir
dort 42 000 Stimmen, die Nationalliberalen 16 500, die Konſer-
vativen 6800. Die Stimmenzahlen werden nun der Reihe nach
durch 2. 3, 4 uſw. geteilt, je nach der Zahl der zu beſetzenden
Mandate, und die bei dieſem Diviſionsexempel jeweils höchſte
Stimmenzahl erhält das Mandat zugeſprochen. In Chemnitzer
Falle fiele das erſte Mandat der Sozialdemokratie zu; teilt
man aber die ſozialdemokratiſche Stimmenzahl durch 2, ſo er
gibt ſie 21 000, und da an dieſe Zahl die bürgerlichen Stimmen-
zahlen ebenfalls nicht heranreichen, würde ihr auch das zweite
Mandat zugeſprochen werden. Hätten ſich indeſſen National-
liberale und Konſervative auf einen gemeinſamen Kandidat
geeinigt oder, was in Zukunft möglich ſein ſoll, ihre Liſten
vereinigt, ſo hätten ſie zuſammen 25 300 Stimmen gehabt, ſo
daß das zweite Mandat ihnen und nicht der Sozialdemokratie
zugekommen wäre. Diefes Verhältniswahlrecht wird in Zu
kunft demnach in allen groß induſtriellen Bezirken herrſchen.
Die Geſamtzahl der Mandate wird insgeſamt um 4, von 397
auf 441 vermehrt. Wieviele von dieſen Mandaten der Sozial
demokratie und wieviele den bürgerlichen Parteien zufallen
werden, darüber vermöchte ſelbſt auf Grund der Wahlergeb-
niſſe von 1912 nur eine ſehr gründliche Nachforſchung Klarheit
zu ſchaffen. Nun iſt aber nichts gewiſſer als dies: die Ab-
ſtimmungsergebniſſe von 1912 haben für die nächſte Wahl, die
nach der ungeheueren Umwälzung dieſes Krieges ſtattfinden
wird, nicht mehr die Bedeutung, die ſonſt frühere Wahlergeb-
niſſe firr den nächſten Wahlgang haben. Wohl alle Sozial
demokraten ſind feſt davon überzeugt, daß die Erfahrungen
dieſes Weltkrieges das ungeheuere Unglück, das der Kapi
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Läßt ſich alſo die Wirkung der neuen Wahlkreiseinteilnicht vorherſagen, ſo liegen r Einwendungen gegen ſie ſo
fort auf der Hand. Einmal iſt es augenſcheinlich ungerecht,

im offenen h zu der urſprünglich feſtgelegten
Gleichheit der Wahlkreiſe auch in Zukurſt große und kleine
Kreiſe nebeneinander beſtehen werden. ie bisher wird die
Stimme des groß ſtädtiſchen Wählers in vielen Kreiſen weniger
Einfluß auf die Zuſammenſetzung des Reichstages haben, als
die Stimme des Wählers aus irgendeiner agrariſchen Gegend
oder irgendeinem winzigen Kleinſtaat. Ebenſo ungerecht wie
dieſe feſtgehaltene Ungleichheft ift die neue Ungerechtigkeit.
das Verhältniswahlrecht nur auf die e irke-
und nicht auf, die übrigen Wahlkreiſe zu erſtrecken. Man ſchütt
dadurch die kapitaliſtiſchen Minderheiten in den Großſtädten
D. entrechtet die ſozialiſtiſchen Minderheiten in den Klein
tadten.

Aus dem Hilfsdienſtausſchuß.
In der letzten de des Reichstags Ausſchuſſes für das

Hilfsdienſtgeſetz wurden VPetitionen erledigt. Bemerkenswert
war davon die eines Hilfsdienſtpflichtigen, der ſelbſt von der
militäriſchen Unterſuchungskommiſſion nur als 25 Prozent er
werbsfähig bezeichnet worden iſt. Ein Hilfsdienſtausſchuß hat
ihm dennoch verſchiedenen Beſchäftigungen zugewieſen, die er
nicht antrat oder nach kurzer Zeit wieder verließ. Er wurde
deshalb mit einer Geldſtrafe bedacht. Das Kriegsamt will
den Ausſchüſſen eine Anweiſung für die Behandlung derart
nvalider Perſonen zugehen laſſen. Bis zur nächſten Sitzung
zurückgeſtellt wurde die Anregung für den Erlaß einer Ver-
fugung, nach der die Tagesgelder für die Mitglieder der Hilfs-
dienſtausſchüſſe nicht zur Einkommenſteuer herangezogen wer-
den dürfen, wie das in Heſſen geſchehen iſt. An Stelle des Ge-
noſſen Dittmann iſt jetzt Genoſſe Brandes Mitglied des
Hilfsdienſtausſchuſſes.

Scheidemann hat wieder umgekernt.
In ſeiner „berübmten“ Rede von den „politiſchen Kinds-

köpfen“ und den „verrückten Grenzſteinen“ am 6. April 1915
fagte der Abgeordnete Scheidemann:

„Wenn es gelingt, den Flamen im Friedensvertrage die
Möglichkeit zu ſichern, auf Grund ihrer eigenen Spra he auch
ihre eigene Kultur zu pflegen, ſo frage ich: Jſt das eine Ver
gewaltigung?“

In ſeiner jüngſten Rede im Hanptansſchuß des Reichs
tages am 24. Januar 1918 ſagte derſelbe Scheidemann:

„Wir erleben jetzt auch noch. um das nicht zu vergeſſen,
das ſeltſa.ne flamiſche Zwiſchenſpiel, alſo ein Gegenſtück im
Weſten zu Kurland. Laſſen Sie die Finger da
von! Die volle ehrliche Wiederherſtellung Belgiens, auch
ſeiner ſtaatlichen Selbſtändigkeit, iſt unſere Chrenpflicht.“

Es hat lange gedauert, bis Scheidemann entdeckt hat, was
hinter der ebenſo plötzlichen wie aufdringlichen Neigung, die
manche Kreiſe den Flamen erwiefen, verborgen war. Und doch
war es nicht allzu ſchwer ein Beweis, daß es nicht immer
die klügſten Geiſter ſind, die gerne mit „politiſchen Kinds
kopfen“ um fich werfen

Die Reichsanleihen.
Eine Anleihendenkſchrift hat ſoeben der Reichskanzler dem

Reichstag vorgelegt. Sie gibt eine Ueberſicht über das bis zum
20. September 1917 auf Grund des Anleihekredits begebene
Schuldkapital. Es waren dies insgeſomt s5 Milkiar-
den Mark. Davon entfallen 51 Milliarden Mark auf fünf
prozentige Schuldverſchreibungen, 23 Milliarden Mark auf
unverzinsliche 4 Milliarden auf 4proz.Schatzanweiſungen uſw. Hierbei iſt nicht zu überſehen bat
nach Abſchluß der Denkſchrift noch eine weitere Kriegsanleihe
begeben wurde. Da bis zum 30. September 1917 rund 99
Milliarden Kredite vom Reichstag bewilligt waren, ſtanden
demnach noch etwa 14 Milliarden zur Verfügung. Das Reichs-
ſchuldbuch zeigt eine ftarke „fortſchreitende Entwicklung“. Die
darin eingetragenen Forderungen erhöhten ſich von 138
Milliarden Mark am 30. September 1914 auf 12 Milliarden
Mark am 30. September 1917. Der geſamte begebene Anleihe-
kredit iſt im Durchſchnitt mit 4,96 Prozent zu verzinſen. Als
Einnahmen, die auf die Anleihegusgaben in Anrechnung kom-
men, ſind etwa 128 Milliarden Mark verzeichnet. „Aus Anlaß
des Krieges“ waren bis zum Schluſſe des Rechnungsjahres 1916
rund 79 Milliarden Mark ausgegeben, davon allein
2434 Milliarden Mark im Jahre 1916. Die Denkſchrift enthält
noch eingehende Darſtellungen über die Gliederung der Zeich-
nungen der Kriegsanleihen. Die größten Beträge vermittelten
hiernach die Privatbanken und Bankiers.

Schweden und Finnland.
Kein Eingreifen, aber Vermittlung.

Stockholm, 20. Februar. Miniſterpräſident Eden er
kiärte in der Zweiten Kammer, die Regierung hege keinerlei
Abſicht, eine bewaffnete Jntervention in Finnland zu unter-
nebmen, falls das Recht und die Intereſſen Schwedens nicht
Kränkungen ausgeſetzt ſeien, die dazu nötigten. Die an gewiſſenStellen in Schweden gewünſchte Intervention erwecke ſtarken

Widerſtand in breiten Lagern des ſchwediſchen Volkes und
würde eine finniſche Staatsordnung, die ihren Erfolg ſchwedi-
ſchen Waffen verdankte, unter dem Teile des finniſchen Volkes
ſehr verhaßt machen, gegen welches dieſe Waffen gerichtet
waren. Die ſchwediſche Regierung habe nicht die Abſicht, das
beſtehende Verbot gegen die Durch und Ausfuhr von Waffen
aufzuheben oder zu ändern. Die Regierung könne die Bildung
von bewaffneten Korps auf ſchwediſchem Voden nicht geſtatten,
aber Privatleute hätten die Erlaubnis erhalten, als Freiwillige
in finniſche Dienſte einzutreten. Der Miniſterpräſident tei
donach mit, daß Schweden bei einer Anzahl der europäiſchen
Mächte di Jnitiative genommen habe zu einem diplomati-
ſchen Shritt in Petersburg betreffend die Räumung
Finnlands durch die ruſſiſchen Truppen. Die finniſche Regie
ung erklärte aus Waſa, der Vermittlungsvorſchlag der ſchwedi-
ſchen Regierung ſei unannehmbar und Waffenruhe unmöglich.
Die Regierung müſſe vedauern, daß jede Möglichkeit einer fried-
lichen Beilequng mithin ausgeſchloſſen ſei.

Der Führer der Rechten, Lindman, forderte ein ent
chiedenes Eintreten Schwedens zugunſten Finnlands, während
er Rechts-Sozialiſt Branting von der Regierung die

Wahrung der unbedinoten Neutralität verlangte und der ihrer
der radikalen Sozialiſten Wennerſſtröm erklärte, das
Fchwediſche Volk wolle keinesfalls in den Krieg hinein
gezogen werden.8 ockholm, 21. Februar. Der finniſche Geſandte
Gripenberg hat geſtern an die ſchwediſche Regierung die
Vitte gerichtet, Schweden möge in Finnland eingreifen.

Soziales.
Wer kommt für die Kriegszuſchläge zu den Renten auf?

Die Gewährung von Zulagen zu beſtimmten Renten aus der
Invaliden und Unfallverſicherung veranlaßte die Landesver
ſicherungsanſtalten und Verufsgenoſſenſchaften zur Abhaltung
einer Proteſtverſammlung in Leipzig. Die verſchiedenen Refe-
renten führten ans, daß die in den Bundesratsverordnungen
verſuchte Regelung der bei den gegenwärtigen Teuerungsve
hältniſſen gebotene Gewährung von Beihilfen an einen Teil
der Rentenempfänger der r durchaus unbefriedigend ſei. Weiter ſei es ganz ungerecht

ſertigt, den Koſten die Verſicherungsträger zu belaſten. In
einer ig en Entſchließung wird gegendieſe Belaſtung mit über 100 Millionen Mark „entſgiedeser
Widerſpruch erhoben Sie widerſprechen den Grundſätzen der
Billigkeit und wiederholten Beſchlüſſen des Reichshaush ilts
ausſchuſſes und des Reichstages zug Da es ſich bei den
Rentenzulagen darum handelt, mit ihren Anſprüchen aus der
Verſicherung abgefundene Perſonen gegen Schadigungen zu
ſchutzen, die mit dem früheren Verſicherungsverhältnis nicht im
Zuſammenhang ſtehen, ſondern lediglich eine Folge des Krieges
darſtellen ſo müſſen dieſe Koſten entſprechend auch der bis zum
Oktober 1917 von der Reichsregierung vertretenen Auffaſſung
aus Reichsmitteln gedeckt werden. Es wird erſucht, die ent-
ſprechenden Beſtimmungen der Bundesratsverordrungen auf-
zuheben. Die Verſicherten können ſich dieſer Forderung voll
anſchließen.

Ams tägliche Brot.
Die kommende Obſtbewirtſchaftung.

Jn einer Sitzung des Deutſchen Pomologenvereins machte
rregierungsrat v. Tilly, der Leiter der Reichsſtelle für

Gemüſe und COhbſt, bemerkenswerte Mitteilungen über ſeine Er
fahrungen mit der Obſtverſorgung im vergangenen und über
die Ausſichten für das laufende Jahr.

Er führte aus, daß die Mäßnahmen zur Sicherſtellung der
Obſternte 1917, insbeſondere zur Herſtellung von Brotaufſtrich-
mitteln ſich vollauf bewährt hätten. Reich, Staat und Gemein-
den hätten nur in den Augen derer verſagt, die glauben, daß ſich
jetzt dieſelben Verhältmiſſe ſhaffen ließen, wie im Frieden. Den
Handel habe die Reicheſtelle nicht ausgeſchaltet. Der Handel
war frei bis zum 20. Auguſt 1917 Aber was ſei die Folge ge-
weſen? Kein Apfel kam auf den Markt, und die Marmeladen-
fabriken bekamen lein Obſt zur Verarbeitung. Es mußte daher
zur Zwangserfaffung der ganzen Ohſternte geſchritten werden.
Dieſe Maßnahme ſei geglückt. An Brotaufſtrichmitteln könn
ten wir insgeſamt 7--8 Millionen Zentner verteilen. Bis zum
15. März d. J. kämen auf den Kopf und Tag 30 Gramm vor
ausſichtlich werde dieſe Verteilung bis zum Juli fortgeſetzt
werden können.

Ueber die Maßnahmen zur Sicherſtellung der Obſternte 1918
ſagte Herr v. Tilly: Kommie in dieſem Jahre der Frieden, ſo
baue er die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt ſofort ab. Er
könne das, während andere Reichsſtellen länger fortarbeiten
müßten. Unter allen Umſtänden werden wir aber auch in
dieſem Jahre für genſigend Brotzufſtrichmittel ſorgen und mit
einer Zwanaserfaifung in dieſer oder jener Form wieder vor
gehen müſſen. Demnach würde alſo, wie die politiſchen Ver
kältniſſe ſich auch geſtalten mögen, an eine Rückkehr zur freien
Volkswirtſchaft auch auf dem Obſtmarkt in dieſem Jahre noch
nicht zu denken ſein.

Extra- Nahrung für Eheſchließende. Das Lebensmittelamt
in Bonn gibt jungen Eheleuten, wenn einer der Gatten
wenigſtens ſechs Monate Vonner Einwohner war, eine ein
malige beſondere Lebensmittelzulage von 30 Pfund Kartoffeln,
zwei Pfund Malzkaffee, zwei Pfund Weizenmehl, zwei Vfund
Grieß. fünf Pfund Zucker, zwei Pfund Butter oder andere
Fettigkeiten und zehn Eier.

Große Kohlenſchiebungen in Bottrop. Auf der Zeche Bot
trop bei Eſſen geleng es der Kriminalpolizei, umfangreiche
Kohlenſchiebungen aufzudecken. Mehrere hundert Waggons
Kohlen wurden der Zeche entzogen, für die den Schiebern von
den Empfängern der Kohlen als Gegenkleiſtungen Lebens-
mittel, Kleidungsſtücke u. dergl. in großen Mengen
eliefert wurden, die dann ebenfalls wieder zu einem
chwunghaften Handel dienten.
Für jedes Pferd ein Vermögen. In Aurich und in Olden

burg kam gelegentlich einer Hengſtkörung ein Teil der Tiere
auch zum Verkauf; für jedes dieſer Tiere wurde ein Ver-
mögen gefordert und von den Käufern auch anſtandslos be-
zahlt. So gingen in Aurich junge Pferde für 17000 Mark
und etwas ältere Tiere für 20 000 Mark in anderen Beſitz
über. Jm Oldenburg wurden noch weit höhere Preiſe ver
langt und ohne weiteres bewilligt. So wurden einige Pferde
u 30 000 Mark, andere zu 40 000 Mark und einigegar zu 48000 Mark verkauft. Auf beiden Märkten waren

Intereſſenten aus ganz Deutſchland und auch Händler ausHolland anweſend, die namentlich in Oldenburg die teuerſten
Tiere nach Holland ankauften. Wertgrenzen für gutes Pferde
material gibt es heute nicht mehr.

Aus der Provinz.
Wo die Butter bleibt.

e einem Berichte des Hannov. Volkswillens verurteilte das
öffengericht in Le er einen Butterhändler aus dem Kreiſe

Leer zu 3000 Mark Geldftrafe. Der Angeklagte war Leiter
ciner Butterſammelſtelle und hatte etwa 1300 Pfund Butter,
die an ihn abgeliefert wurden, anderweit verwendet. Der
Amtsanwalt hatte eine Gefännnisſtrafe von drei Monaten und
cine Geldſtrafe von 1000 Mark beantragt. Die bisherige Un-
beſcholtenheit des Verurteilten vettete ihn vor dem Gefängnis.

Der Anzeiger für das Oberledingerland ſchreibt unter der
Spitzmarke Weſtrhauderfehn ohne Butter: Die Hamſterer
baben es ſo weit gebracht, daß wir hier in faſt keinem Geſchäft
Butter erſtehen können. Faſt alle Butter geht von hier nach
auswärts: Oldenburg, Bremen, Hamburg und überall hin.
Preiſe bezahlen die Hamſter, die wir hier nicht anlegen können.
Nun erfahren wir, daß die hieſige Polizei ein hieſiges Hamſter-
neſt ausgehoben und die vorhandenen Waren beſchlagnahmt
kat. Es war hier ſchon lange ein öffentliches Ge
heimnis, wie es hier gemacht wurde.

Ja, ſo wird es überall gemacht. Das Volk leidet unter
Fettmangel, weil gewiſſe Kreiſe der Bevölkerung in
Butter ſchwelgen. Wenn auch nur ein nennenswerter Zeil der
Milch und Butter richtig erfaßt und verteilt würde, hätten alle
genng, mindeſtens Vfund Butter pro Kopf und
V oche den Bauern ſelbſt bliebe dann doch noch üiberreichlich.
Es ſcheint aber, man will dieſe gewiſſen Kreiſe nicht kränken,
darum läßt man es geben. Denn ſonſt iſf nicht zu verſtehen,
weshalb man nicht ſchärfere Maßregeln ergreift. Gegen die
Arbeiter iſt man damit flugs bei der Hand.

Auch in einer Verhandlung vor dem Münchener Schöffen
gericht gegen ge werbsmäßige Schleichhändler wurde feſtgeſtellt.
wie die Butterſchie bungen vorgenommen worden ſind. Nach
dem Bericht der Münchener Poſt bezog der Café- und Kon-
ditoreibeſizher Glonnerx allein nachweisbar ohne Marken
und Bezugſchein von der Butterhändlerin Eliſabeth Schlemmer
52 Zentner von der Kaſſiererin Roſa Müller 20 Zentner
(1) Butter. Wie dieſe Schiebereien möglich wurden, wurde im
Laufe der Verhandlung feſtgeſtellt. Die Bayeriſche Landes-
fettſtelle hat für München die ſogenannte Butterzentrale ein
gerichtet. Dieſe hat mit der Verteilung der Buttervorräte an
die Großhändler den ſchwäbiſchen Molkereiverband beguftragt.
Der Angeſtellte dieſes Verbandes, der Kaufmann Hermann
Kröner von München, wies an die Schlemmer ebenſo wie an
den Kaufmann Guſtav Lipps ganz beträchtliche Mengen von
Butter über das den genannten Perſonen zuſtehende Konkin-
gent hinaus zu. So gab er an die Schlemmer 2229 Pfund,
und pumpte ſie dafür kräftig an, an Lipps 118 Zentner über
das Kontingent hinaus ab. Die Butter wanderte ven
Schſemmer aus zum größten Teil in Schleichhandelskanäle
52 Zentner gab ſie allein an Glonner ab.

In der Ver dung wurde u. a, von dem Angeklagten Krö-
ner und der Mitangeklagten Schlemmer behauptet, daß in
München häufig ſo große Mengen von Butter am Lager ge
weſen ſeien, daß man ſich genötigt geſehen habe, die Butter-
mengen nach Nordddeutſchland abzuſchieben, um ſie vor dem
Verderben zu bewahren. Die Münchener Poſt ſchreibt dazu:
„Dieſe Feſtſtellung muß auf die Oeffentlichkeit um ſo auf
reizender wirken, als man in München auch zu der Zeit, d
dieſe Vorfälle ſpielten, ſtändig vorgeredet bekam, die vorhan
denen Fett- und Buttermengen machten das ſparſamſte Haus
halten jedes einzelnen zur unbedingten Pflicht. Hier wurde
die Butter zentnerweiſe in Schleichhandelskanäle abgeführt
und zu Wucherpreiſen geſchoben.“

Die Schleichhändler, die auch noch mit zahlreichen andern
Nahrungsmitteln Schiebergeſchäfte gemacht haben. kamen
ohne Gefängnisſtrafe davon. Sie erhielten nur Geldſtrafen.
Wie mitunter in dieſen Kreiſen Geldfſtrafen aufgenommen
werden, zeigt ein Vorfall in Berlin. Ein Schleichhändler
wurde wegen Wuchers zu 3000 Mark Geldſtrafe verurteilt.
Nach dem Bericht des Berl. Tagebl. erklärte er lächelnd
auf dem Korridor: „Soviel habe ick jeſtern abend verſpielt und
ſchon mal in einer Woche vertrunken!“

Merſeburg. Leerſtehende Wohnungen melden.
Der Magiſtrat richtet an die Einwohnerſchaft die Aufforderung,
ſofort mündlich oder ſchriftlich im Rathaus (Zimmer 16) zu
melden, wenn eine leerſtehende Wohnung nicht ſofort wieder
vermietet ſein ſollte oder jemand glaubt, wegen Einrichtung
leerſtehender Räume oder Gebäude zu Wohnzwe-ken ſachdienliche
Mitteilungen machen zu können. Die Stadtveorwaltung beab
ſichtigt mit dieſer Meldung einen Ueberblick zu gewinnen über
freigewordene oder leerſtehende Wohnungen oder ſolche Ge-
bäude. die ſich möglicherweiſe zur Einrichtung von Woh
nungen eignen.

Schkeuditz Die Ausgabe der Brotmarken für die
Zeit vom 26. Februar d. J. ab und der Zuckerkarten und
Milchkarten für Monat März erfolgt in der hieſigen
Polizeiwache. Sonnabend, den 23 Februar d. J., vor-
mittags 8 Uhr, für Nrn. 348--486, 9 Uhr für Nrn 487—-625,
10 Uhr für Nrn. 626--764, 11 Uhr für Nrn. 765--903, 12 Uhr für
Nrn. 904-1042. nachmittags 1 Uhr für Nrn. 1043-11831. Mon-
tag, den 25. Febrnar d. J., vormittags 8 Uhr für Nrn. 1182
bis 1320, 9 Uhr für Nrn. 1321 1459., 10 Uhr für Nrn. 1460 bis
1798, 11 Uhr firr Nrn. 1599--1737, 12 Uhr für Nrn. 1738 1506,
nachmittags 3 Uhr für Nrn. 1807--1945, 4 Uhr für Nrn. 1946

2034 des Ausweisſcheines zur Lebens- und Gebrauchsmittel-
arte.

Verkaufvon Schnittnudeln und Marmelade.
Die hieſigen Materialwarengeſchäfte geben Sonnabend,
den 23. Februar d. J. auf jeden Quittungsabſchnitt 34 I

Pfund Schnittnudeln oder Teiggraupen zu
5 Pfennig und am Montag, den 25. Februar d. J., Pfund
Marmelade zu 45 Pfennig auf jeden Abſchnitt 35 A Stadt
Schkeuditz der Lebens- und Gebrauchsmittelkarte blau, gelb,
braun ab. Die Schnittnudeln oder Teiggraupen können nur
von dem Geſchäft bezogen werden, welches die Quittungs-
abſchnitte ausgeſtellt hat. Die bis einſchließlich Montag, den
25. d. M., nicht eingelöſten Ouittungsabſchnitte verfallen.

Eine geringe Menge Vetroleum iſt der Stadt
nochmals zugeteilt worden. In dem Geſchäft von Gebr. Klee-
berg hierſelbſt kann deshalb am Montag, den 25. Februar d. F.,
auf Petroleummarke 3 Stadt Schkeuditz ein viertel Liter Petro-
leum käuflich erworben werden. Zuſatzpetroleum für Heim-
arbeiter iſt nicht vorhanden.

Modelwit. Zwangsweiſe verſteigert wurde vor
dem Amtsgericht in Schkeuditz der Gaſthof Modelwitz. Eigen-
tümerin des Grundſtücks war in einem gleichen Termin Frau
Emilie Teßmann aus Leipzig geworden, die das Höchſtgebot
abgeben mußte, um ihre Hypothek zu retten. Der Wert des
Anweſens iſt kataſteramtlich auf 90 000 Mark feſtgeſetzt. Beſ
bietender blieb Herr Kaufmann Otto Hecht in Wahren für
Brauerei Sternburg in Lützſchena mit 53 000 Mark.

Sangerhauſen. Einen ſchweren Verluſt hat unſer
Genoſſe Robert Arndt erlitten. Seine Frau Anna iſt nach
langem ſchweren Leiden geſtorben. Sie, die uns eine treue
Genoſſin war, mußte in dieſer ſchweren Zeit nicht nur für ihre
Familie ſorgen, ſondern fullte auch als Vertreterin ihres
Mannes den Lagerhaltervoſten treulich aus, bis ſie die ſchwere
Krankheit überfiel, deren Lpfer ſie nun geworden iſt. Alle Ge-
noſſen und Genoſſinnen von Sangerhauſen trauern mit dem
Gatten und Kindern um ſie und werden ihrer ſtets in Ehren
gedenken.

Halberſtadt. Jn der Stadtverordneten -Sitzung
wurde eine Erhöhung der Preiſe für die Benutzung der ſtädti-
ſchen Badeanſtalt beſchloſſen. Weiter wurde die Veranſtaltung
von Theatervorſtellungen im Sommer erörtert.
Es wurde berichtet, daß Theaterdirektor Vogeler in dieſem
Jahre keine Vorſtellungen veranſtalten könne. Es lagen aber
Angebote des Theaterdirektors Ludwig aus Hagen zur Auf-
führung von Operetten und von einem Deſſauer Theater-
Enſemble für Schau- und Luſtſpiele vor.

n eAmtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

Sonnabend, den 23. Febrnar: Trübe, mild, zeitweiſe Regen.
v J

Verantworklich für: Politik, Darteinachrichten, Gewerkſchaftliches uno Allerlet
Paul Hennia; Feuilleton, Halle und Saalkreit und Aus der Provinz Karl Bockz
Anzeigen Wilbelm Hernaz Verlag: Volksblatt G. m. b. H. Drudk: Halleſche
G. noſſenſ vafeebachdruckerei e. G. in. d. H., ſamtlich w Halle.

Unſere Feld Abonnenten
bitten wir in ihrem eigenen Jntereſſe, Adreſſen wechſel
ſchnellſtens an uns direkt mitteilen zu wollen, damit un-
liebſame Störungen im Zeitungs-Verſand vermieden werden.

Die Schuld an unpünktlichem Eintreffen der Zeitung, wor-
über ſeit einiger Zeit vielfach Klage geführt wird, tragen nicht
wir, ſondern die Poſtüberwachungsſtellen oder ſonſt mit der
Zeitungsaushändigung betraute Jnſtanzen, ſofern die Adreſſe
noch richtig iſt. Vom Verlag wird die Zeitung ſtets pünktlich
verſandt.

Verlag Volksblatt, Halle, Harz 42 44.

r

Goldankaufſtelle: Franckeſtraße 5, Handelskamwergebäude.
Geöffnet: Vormittags von 10 bis 12 Uhr.
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Walhalla Theater.
Heute Freltag, an 4. Maler

Der Mann seiner Frau
Operette in 3 Akten von Dr. Br. Peeker ad Robert Pohl.

Musik von Rudi GfallerKomponist von Der dumme e

Nugiknltaehe Maunptgesknge
Frühworgens wenn die Hähne kräben.
Menn lieber Schatz, soleh Träume, die tränmt man eben nicht
Das sind die Hände die Kleinen wie Iilien vo wein und
s reio.
Brüderl. Brüderl, chwindle niebt!
Dort, wo einst ich gefunden bad mein Glüet,
Mädel, Alädel, Da süsses Mädel mein.Ka nguruh, Kaängaruh, hopre immerzu.

G Kasse von 10 and 4 VDvr.

t

Fpono-Cnegter.
Heute und Tago, abends 8 Uhr„Der Soldat der Marie.“

Operette in 8 Akten von r v Jean Kren undAifr. Sehonfeld. Leo Aseher.
—2771 24. Februarr Zu z e äföiiiien öorstelnng

Kaum letzten Malo:

„Der fidele Bauer“.

es Leung-Oerke u
WMorgen, Freitag, den 22. Februar 1918.

Die berühmten
Leipziger Kryſtalpaluſt Sänger

Gegr. 1889. Leipzigs erſte ſei woſt Gegr. 1880.
Die Rarine ſiegt. m. Dienſtböten.

Operette in einem Vors and 23 Arten von Viktor Leon.
Musik von Leo Fall.

Jeder Erwachsene ein Kiad frei. 3 Kinder ein Blllett.
Vorverkauf tüglieh 9 I und 5 .7 Uhr.

Sonntags ununterbrochen

Dswin anf der Kohſenſune. Der ſiaue Rerel.

Anfang S Uhr. Anfang 8 Uhr.*2084

er cVolkspark v
NMorgen, Sonnavbend, 23. Februsar,Grosser punter abend

der Leipziger Meysel-Sänger.
Kinder haben Keineon Tutritt. W

Aſfenvurg er Iof.
Am Aften Marke ge Kutasohgassoe.

ſag Gr. Konzert er Hauskapelle.

r KSene Kapelle! m r Neue Kapelle

Feke Gr. Ulrichstrosne. Jagergasse X.
TFaglich: P Konzert L. des

Damen-Streich-Orchesters „Haustein“,
3746 8 W sehneidige Damen

Um regen Zuspruch dittet Fran Elsa Bofd.

e rnVaterländlscher önterdaltangadent

des Hallischen Hausfrauenbundes
in don Thalias alten

Freitag, den März 1818. abends G Uhr
Aus dem I. Tee Frau Sehmidt Gebetdes Volkes von Hallwaehs, Vogelhausbalt von Löwe. Dexkia-nationen: Fräulein Käthe werer Deuntseche Frauen von Erei-

u v. d. Horst, Musik der armen Leute von Seidel, Heingel-maännehen V. Ko iseh.
Aus dem 2, Tell Lastspiel m einem Aufruge von Geor

Irrgang. e———-2 Die Koohkiste“,
Am Sehblusse des Abends wird eine Anzahl Koehkisten verlost.

Eintrittskarten à 1 Mk., 60 Pfg. u. 30 Pfg. bei Heinr.Hothan. auf der Berat telle, Rathaussetr. 17 J u. im Bureau
S Hall. Hausfrauenbun Gr. Steinstr. 16 I.

Amtliche Bekanntmachungen.
Verkauf von grünen Heringen.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September
und 4. November 1915 wird der Verkauf der der Stadt über-
wieſenen Seefiſche wie folgt geregelt: Der Verkauf wird amSonnabend früh in den rin bekannten Geſchäften
fortgeſetzt. Für jede Perſon eines shalts kann zirka ein
W Pfund abgegeben werden. Der r beträgtPfg. für das Pfund. Der Verkauf erfolgt auf Warenbezugeine Nr. 13, Abſchnitte 1857. Auf dieſe Ab chnitte werden nur

grüne Heringe verabreicht. Zugelaſſen zum Einkauf ſind die
Inhaber der Nummern der Lebensmittelſcheine 7001--10 500 und
63 001--67 000. Wegen Papiermangels wird das Publikum
es ſucht, Papier oder Taſchen, Nede, Körbe uſw. mitzubringen.
Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Abſchnitte 137 des Warenbe zugſcheines 13 abzutrennen und zu Hunderten ndelt im
Stadternährungsamt, Zimmer 1!1, binnen fünf Tagen abzuliefern Zuwiderhandlungen werden gemäß der eingangs er
wähnten Bundesratsverordnung beſtraft. Auch kann die
Schli-ßung des Geſchäftes oder die Entziehung des weiteren
Verkaufs der ſtädtiſchen Ware verfügt werden.

Halle, den 22. Februar 1018. Der Magiſtrat.
Berichtigung

Der Verkaufspreis der in den hieſigen Fiſchhandelsgeſchäften
zum Verkauf gelangenden grünen Heringe beträgt nicht 65 Pfg.
ſondern 75 Pfg. für das Pfund.
Halle den 22. Februar 1918. Der Magiſtrat.

Verkanf von Quark!
Am Sonnabend, dem B. d M. erfolgt der Verkauf von Quark

an folgenden Stellen Milchhändler Ende, Delitzſcher Straße 10,
Milch händler Schenkling. Forſterſtraße 383, Milchhändler Schön-
berr, Grünſtraße 12, Milchhändlerin Jander, Unterberg 7, und
in der Verkaufftelle der Niemberger Molkerei, Martinſtraße 11,
in letzterer Stelle nur vormittags von 8—-12 Uhr. Zugelaſſen
um Einkauf werden die Inhaber der Lebensmittelſcheine
Nrn. 28 001--42 000. Für jedes Kind vom vollendeten 6. 12
Lebensſahre wird Pfund Quacrk auf den Abſcknitt 2 des
Cinkaufſcheines über Molkereiergeugniſſe zum Preiſe von
30 Pfg. abgegeben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Ab
gezFhlies Geld iſt bereitzuhalten. Gefäße ſind mijtzubringen.

Halle, den 22. Februar 1918. Der Magiſtrat.
e Freibank Verkauf.

Zum Freibank- Verkanf am 23. Februar werden die Jnhaber

m regen Zaspruch bittet Frau F. Kampoe. 7

Konzerthaus „Ohberpollinger“. S

folgender Nummern zugelaſſen: Um 8 Uhr Nr. 3551--3650, um
9 Uhr Nr. 3651 3750, um 10 Uhr Nr. 3751-—3850, um 11 Uhr
Nr. 3851 3950, um 12 Uhr Nr. 3951 4050, um 1 Ubr Nr. 4051
bis 4150, um 2 Uhr Nr. 4151 4250. um 3 Uhr Nr. 4251 4350. m

Halle, den 22. Februar 1918.
Diefenigen Jnhaber von Kleinheu hhen et Baden

S werden die

ötudt-Theuter Hule
Sonnabend, 23. Februar 1918:nachmitiags 3 Uhr:

Schüler Vorſtellung z. kl. Preiſen.

Harla Stuart.
Trauerſpiel in 5 Aufzügen

von Friedrich von Schiller.
4004 Abends 7 h Uhr:

Das Drelmäderlhaus.

Alte Promenade 110
Fernruf 5738.

zleerstragve 66
Fernruf 1224.

leu

Erna Morena sin

Der Ring der Giuditta Foscar,
Filmwepiel in 3 Abteilungen.

Waldemar Psilander
(ale Schmied und als Fabrikherr)

Das zweite Ich
Drams in 8 Akten.

Erika Glässner Trudes Geheimnis vor Wie d
in Luetspiel in 2 Akten. Heinz Reichert.Muſik nach Franz Schubert,

bearbeitet von Heinrich Berts.

Sonntag, nachm. Volksvorſtellung.
Jnhrmarkt in Pulsnitz.

GKesucht ein Mann,
der ein Mann ist.
Lvetapiel in 3 Akten.

lch suche eine Frau.
UIk in 1 Akt.

Heute und morgen noch, für jedes Gofustück on nen Tee
DF elns Freikarte. W (Erſtaufführung).An

M
Wir verwandeln

W ſauber gewaſchene,
geplätt. u. geſtärkte

F. ler enwäsche,
e durch vräparieren

in abwaſchbare

Daner- Wäſche
und berechnen für 40053

Kragen 50 nnd 75 Pfennig
Sofortige Lieferung.

Dauerwäsche Vertrieb
Kl. Berlin 2, a. in
e

Vereins-Anzelger.
AvbeiterGängerChor.

22. Februar pünktfeuer in i Volkspark:
Singeſtunde.

frauen- Häächenchot.
um 8 Uhr im Volkspark:

geſtunde.

Turnverein „fichto“
Turnſtunden: Turnhalle Ober
Realſchule, Eing. Staudteſtraßze.Männer Abteilung Dienstag undSchlachtp ferde Freitag, abends 8- 10 Uhr.die W höchſten ler R. r Abteitynge Mitt

Gebr. Roashaare kauft [3976 r in Abt i r. dr. Pippoid, er. Gereseir i. v. Sonnen aber Wäin Aue

ö h Ihü h r gen. Kraft: Uebungsſtunden.l er 4 Touriſten-Ver. .Naturireunde.“
empfiehlt die

Volksbuchhandlung,.

Alte Promenade fa- 4011
Fernruf 5738. Fernruf 5738.IIIIITITTXTI IIIITIIIIIIIInachmittag von 3--5 UhrEinmalige Vorführung des Riesenſimwerkes

M Wilhelm Tel.Rexinn pünktlieh 3 Uhr.

O re haben zutriit. W

TeeMaria Carmi in Rüusse, die föten.
S Auf einsamer Insel., Svannendes und ergreifendes Drama,

und das übrige Programm.

K. Weinrich,
Roßſchlächterei,

Böllbergerweg 30, Teleph. 1876,

3437 zahlt für

Akte.

Preis wert erstandene
kmadllo- Waren

etwas beschädigt, bringe ich
sehr billig zum Verkauf 4000

Schmortöpfe Eimer Waschbecken Sonntag den 24. Februar: T
wanderung nach Landsberg.

r Halle (Saale). Hart 4244. a dKoehtöpte kssenträger Wannen en an. das meine Kriſe 9
kingtöpfe Keſbelsen Wasserkessel Marie Schippitoch, m ſent en
Sehöpflöffel Katteekannen Nachtgesehbirre S lian gasbots u
Kelnvweg 45. SoOhGl, Reilstrasse

Ammendorf: Bahnhofstrasse 3.
Den Mitgliedern zur Nach

richt, daß unſer langjährigerParteigenoſſe, der Kutſcher

puul Cräeer,
im Alter von 57 Jahren ge-

4013

Arbeitsmartkt
Erfahrene

Eſſendreher,

Zrert e od. e Kigeer ſtorben iſt.2 m m nder- aSteg u. 2 bie e. 3 reis: tie e m. Matratze, Servier- I. Sein Andenken werden wirm Sagen W S e S er un in Ehren halten.Sbleset mit raten Sei Die Der Vorstaad.
e baum- Vertiko u. Kleider h e 4005Gu

nke t und geſtrichen), KleideAcdure v

Die Beerdigung findet am
ſtell rig mit ich en verkauftn Pen Sonnabend, nachmitt. 4 Uhr.leke,

maſchine, RachtſchränkchenAktenſchrank, Bettſtelle m. m
tratze, 2-tür. Eisſchrank. groß,
o ſterſtuhl. Regulator, rote4012 Priedrien 25. auf dem Nordfriedhofe ſtatt.
w arniiur. E. Dippold,en 2 en 12. Eino Advonalenw. e W diingenden Beeresbedan

mandinnen e en r
M en m verkaufen. Bilard en nbehör, Le K gelten TodesAnzeige.

Marne rei ne Maſchinenfabrik Rafftnerieſt. erien. ende u
Gebrauchte Möbel kauft und

vWreesi gen
per ee gunehmbare Preiſe 39524012 F-

Gr. Gogonetr. 13, p. Mobelhandiumg Geimtr. 25. r Tischler, Leiden meine liebe V Inlere
gute, treuſorgende

ne en arbeitet, undAr ſofort geſucht. Anna ArndtDer Verkauf der der Stadt überwieſenen Jnlandseier wird u be Handlung
Sonnabend den 23. Febr. 1918 in der Talamtſchule fortgeſetzt.

nhaber der Lebensmittelſcheine 59501 bis
bis 11 Uhr und die Jnhaber der Num Lohn uncü hwerden angenommen.7 Advokatenweg et e
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Boden

Nr. 45. 29. Jahrgang.
ne 7Aus der Partei.

Sonne und Wind im Geſicht.
Der Wahlkampf in Niederbarnim, der in der

letzten Woche mit Flugblättern und Verſammlungen lebhafter
eingeſezt hat. ſtell die Unabhängige Sozialdemokratie vor
große Schwierigkeite. Die Feſſel des Velagerungsgzuſtandes
hindert unſre Partei in ſtarkem Maße in der nötigen Agitation
Das erſte Flugblatt wurde ihr vollſtändig verboten, das zweite
mußte infolgedeſſen mit der größten Zurückhaltung abgefaßt
werden. Den Verſammlungsrednern und Leitern ſind be
ſtimmte, einſchränkende Bedingungen auferlegt. Das alles trifft
natürlich die Regierungsſozialiſten und die bür erlichen Par-
teien die Nationalliberalen und die Fortſchrittler haben
Kandidaten aufgeſtellt obgleich ſie natürlich nach den Be
ſtimmungen in gleicher Weiſe behandelt werden wie die Un
abhängige Sozialdemokratie unſere Partei am ſchlimmſten
da eben gerade ihre Politik es bedingt, daß ſie unter ſolchen
Beſtimmungen ſich nicht frei regen kann. Die Abhängigen
werden nicht in die Lage kommen, daß ihnen Flugblätter ver
boten werden. Und dazu haben ſie den großen Vorteil, ein
zägliches Blatt für ihren Kampf zur Verfügung zu haben und
einen Kandidaten, der ſtetig, unbehindert von militäriſchen
Feſſeln, zur Stelle iſt, jederzeit zu den Wählern ſprechen, jeden
Augenblick in den Kampf eingreifen kann. Unfer Handidet
aber, Genoſſe Dr. Breitſcheid. hat am Montag nach Ablauf
ſeines Urlaubs der zudem nur durch allgemeine Beſtim-
mungen, alſo nicht durch ihn betreffende veſondere Ent
ſchließung der Militärbehörde bis zum 18. Februar verlängert
wurde, als Armierungs arbeiter an die Front zurück
Lehren müſſen. Alle Bemühungen um die Verlängerung des
ürlaubs, alle Hinweiſe auf die Noiwendigfeit, daß der Kandidat
jetzt, da in weniger denn vier Wochen die Entſcheidung fallen
ſoll, im Wahlkreiſe ſei, ſind ergebnislos geblieben, und ob er
neute Anſtrengungen Erfolg haben werden, iſt zweifelhaft. Das
bedeutet eine erneute Verbeſſerung der Kampfbedingungen der
Abhängigen. Wäre nicht die feſte Neberzeugung, daß die über-
wiegende Mehrheit der Arbeiterſchaft von dieſen Polititern
des Grundſatz-Ausverkanfs und des Kuhhandels nichts reiſſen
toill, ſo könnten unſre Genoſſen in Niederbarnim angeſichts
uller dieſer widrigen Umſtände, wozu als ſchwerwiegendfter der
Mangel eines Tagebiattes kommt (das Berliner Mitteilun S-
blatt, das ſich kräftig in den Dienſt des Wahlkampfes jtellt, darf
nur wöchentlich erſcheinen). faſt den Mut verlieren So aber
ſind die Hinderniſſe natürlich nur egzu angetan den Kampfes-
wiſſen und den Arbeitseifer aufs äußerſte zu ſteigern. Die
Genoſſen empfinden es welche Bedeutung dieſe Auseinander
ſetzung mit den Abhängigen für die deutſche Arbeiterbewennng
im Reich hat, ſie wiſſen, daß die Augen des geſamten klaſſen-
bewußten Proletgrigts wie die des Bürgertums über die
Grenzen des Reichs hingus auf Niederbarnim gerichtet Fund.
Hier fällt am 14. März eine bedeutungsvolle, weit über die
Grenzen des Wahltreiſes hinaus wirkende Entſeheidung und
jeder, der den Namen Sozialdemokrat mit Recht führt, muß es
empfinden und emvfindet es, wie er in ſeinem Kreiſe und nach
allen ſeinen Kräften dazu beitregen muß, daß dieſe Entſchei-
dung ein Sieg des wahren Soziglismus, der grundſaßtreuen
demokratie und des ernſten, unzweidentigen Friedenswillens
nerde, eine unzweidentise Abſage an fene angeblichen Arheiter-
volitifer, die fich dazu hergeben, eine Annektionspolitit mit
vertuſchenden Anslequngen, mit Kredit-
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Reſolnkionen und
bewiſſigungen u. a. m. zu verbüllen und zu ſtützen.

Die Kämpfer von Niederbarnim, die den Wahlkreis, den
Stadthagen ein Menſchenalter lang vertrat dem Soziglismus
erhalten wollen, haben einen ſchweren Kambf zu führen. Sie
haben Wind und Sonne im Geſicht. Aber ſie haben die Sache
für ſich, deren Banner ſie tragen und. daraus dürfen ſie Zu
rerſicht ſchöpfen. Sie ſtehen auf wichtigem Poſten und ſie
werden der großen Aufgabe, die ihnen zugefallen iſt, Ehre zu
machen wiſſen.

Aus den Drganiſationen.
Köln. Nachdem in Köln den Unabhängigen Sozialdemokraten

die Abhaltung von Verſammlungen ſehr lange nicht möglich
war, wurde behördlich die Genebmigung zur Abhaltung einer
öffentlichen Verſammlung für Sonntag, den 17. Februar, ge-
geben. Der Verlauf der Verſammlung zeigte, daß ſie von vor-

ag) Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurz.

Nachdem die Flaſche geleert war, ſprachen ſie auch noch dem
Kruge zu, ſcherzten über die Geiſterſeherei des Bäckers und be-
gaben ſich endlich wieder auf ihren Poſten zurück. Der Bäcker
begleitete ſie, ſchloß die Haustüre hinter ihnen ſorgfältiger als
jemals ab und ging wieder in ſeine Stube. Aber wer vermag
ſein Entſetzen zu beſchreiben, als er ſeinen furchtbaren Gaſt an
derſelben Stelle und in der gleichen Haltung wie vorhin am
Tiſche ſitzen ſah. Langſam und ruhig, aber mit dem ſtrengen
Nicke eines Richters, wendete dieſer ſein Geſicht nach ihm hin.
Elender Hund,“ ſagte er, „bhab' ich dir je in meinem Leben
etwas zuleid' getan? Kannſt du's vor deinem Weib verant-
vorten, daß du den Verräter an mir gemacht haſt? Sie würde
dich nicht mehr anſehen, wenn ſie noch lebte. Geh, du biſt nicht
wert, in dem Stuhl zu ſitzen, der ſo oft ihr Schmerzenslager
geweſen iſt.“

Der Bäcker ziterte und hatte alle Faſſung verloren.
Der Gaſt ſchlug ein Helächter autf, das dem Wirt durch Mark

und Bein ging. „Was ſeid ihr doch für erbärmliche Dumm-
köpfe!“ rief er. „Jhr habt mich geſehen, angerührt und in der
Hand gehalten, und habt mich doch mit allen euren Lichtern nicht
gefunden.“

Der Bäcker ſtarrte ihn mit ircen Blicken an. Der Schredliche
flehend, nach ihm aus und war feig genug, zur Verminderung
ihm jedes Wort, das geſprochen worden war. Dem Bäcker

wirbelte der Kopf. 4„Dummer Tropfl da, in der Bouteille bin ich geſteckt!“ rief
ener endlich höhniſch.

Der Bäger fiel auf die Knie, ſtreckte die Hände wie um Gnade
flehend, nach ihm aus und warfeig genug, zur Verminderung
ſeines eigenen Kerbholzes, ihm zu verraten, welches Gelübde der
Fiſcher der Müller und deſſen Knecht getan.

„Jett hol mir friſchen Wein, haſt mich lang genug warten
laſſen. Jch will dich noch einmal auf. die Probe ſtellen, aber ich
folge dir unſichthar. Wenn du mir einen falſchen Tritt tuſt, ſo
ſitz' ich dir im Nacken und will dich reiten, daß du nach Golt
ſchreien follſt. Und miſch mir den Wein nicht, Schuft, oder du
ſoſlſt mir keines natürlichen Todes ſterben.“

Diesmal brauchte er nicht an der Türe zu lauſchen, denn der
Bäger hatte ſie weit offen gelaſſen. Er hörte ihn den richtigen
Weg nach dem Keller einſchlagen, aus welchem er bald wieder
zurkgtam faſt wahnſinnig vor Angſt, die ſich erſt etwas legte,
als er das Gefvenſt nicht mehr hinter ſich vermuten mußte, ſon-
dern keibhaftig vor ſich am Tiſche ſitzen ſah. Der Unhold ſtellte
ihm die mißliche Aufgabe, ſich zu beſinnen, welche Strafe er
durch ſeinen Verrat verdient habe, und trank, während der
Gäder ale Qualen der Todesanaſt ausſtand, ſeinen Wein lang
ſam und behaglich aus. Dann erhob er ſich mit den Worten.
„Wenn ich wiederkomme, ſo laß dir keinen ſolchen Svaß mehr
einfalſen. ich könnt' ein andermagl ernſthafter aufgelegt ſein.
Was ſchanſt denn ſo nach meinem Fuß?“ fuhr er ihn an, i So
du biſt nengierig, ob fein Pferdefuß zum Vorſchein kemnme. Pein,
dummer Kerl, das Dinge ſitzt nicht im Fuß. Sich, da ſitt's!
Er klopfte ihm mit dem Knöchel des Fingers gy den, Kopf. wie
man an ein Faß kkopft. aber ſo ſtarf. daß der Bäcker FPrinoe zu

e. Dann verließ er das Haus, und der Väcker ſchloß

er
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trefflichem parteigenöſſiſchem Geiſte erfüllt war. Sie war gut
beſucht. Als der Referent, Abg. Kunert, bei Erörterung
der Friedensfrage die verbürgerlichte Sozialdemokratie wegen
ihrer darin bewieſenen zweideutigen Haltung ſcharf kritiſierte
und über Eroberungs- und Verteidigungskrieg ſprach, ſtand
der überwachende Polizeikommiſſar auf und erklärte die Auf
löſung der h Dieſe Handlung löſteeine Fülle von Proteſten aus. Genoſſe Kunert faßte kurz ent
ſchloſſen die Menge der Proteſtrufe zuſammen in einem mit
ſtürmiſcher Begeiſterung aufgenommenen dreifachen Hoch auf
unſere Ziele.

Anagorſichtig!
Wir finden in einem Bericht des Karlsruher Volksfreunds

über die dortigen Landtagsverhandlungen (Bweite Kammer)
einen internationalen Stoff. Der ſozialdemokratiſche Abge-
ordnete Röſch hat ſein Veto eingelegt gegen die Kapitalien-
verbringung nach der Schweiz; er fordert von der Regierung
Maßnahmen zur Verhütung weiterer derartiger Fälle, wie er
ihr ſchon einen namhaft gemacht hatte. Es handelte ſich um die
Verbringung einer Summe von 100 000 Mark nach der Schweiz
durch einen Geſchäftsmann. Wie man den Geldverkehr mit
einem Staate neutraler Art, mit dem ein gegenſeitiger Waren-
austauſch reger Art beſteht, durch ein Verbot einſeitig auf-
zuheben vermag, darüber ſcheint ſich weder der Abgeordnete
Röſch, noch die Regierung im klaren zu ſein. Den Kapitaliſten
Deutſchlands könnte es nicht ſchwer fallen, mit den Schweizer
Banken Geſchäfte im großen zu machen. Vielleicht iſt es dem
Abgeordneten Röſch, der täglich aus ſeiner badiſchen Heimat
zur Arbeit in die Schweiz geht, nicht unbekannt, daß zur Zeit
des Sozialiſtengeſetzes unſere Partei darauf angewieſen war.
mit ihren geſammelten Fonds in die freie Schweiz zu flüchten,
um ſie dort gegen die deutſche Puttkamerei ſicher anzulegen.
Vielleicht iſt die Zeit nicht mehr ferne, wo die Sozialdemokratie
wieder des ſchweizeriſchen Gaſtrechtes für Perſonen und Untecr-
ſtützungsgelder benötigen könnte.

Gewerkſchaftliches.
4 „Zur wirtſchaftlichen Lage der Bergarbeiter“

ſchreibt die Bergarbeiterzeitung in einem Artikel Berarbeiter-
ſchuk und Wahlreform:

Das Blatt führt aus, daß der geſetzliche Bergarbeiterſchutz in
Deutſchland weiter hinter dem ausländiſchen zurückgeblieben
ſei, weil es die Landtage, vor allem das preußiſche Dreiklaſſen-
parlament, an dem nötigen Arbeiterſchutz hätten fehlen laſſen
Selbſi Regierungsvorlagen wären verhunzt worden. Die
Bergarbeiterzeitung ſagt dazn:

Deshalb ging die körperliche Verfaſſung
der Bergarbeiterſchaft ſchon vor dem Kriege
in trauriger Weiſe zurück, Krankheiten und Unfalle
nahmen rapide zu. frübzeitiger trat die Jnvalidität ein und
die kwapr.ſchaftlichen Leiſtungen an Kranke, Jnvaliden, Wiiwen
und Waiſen ſind zum Leben viel zu gering. Darum herrſcht
auch aufreizende Willkür im Arbeitsverhältnis, iſt das Ge-
dingeweſen eine unerſchöpfliche Quelle von Skandalen, fehlt
es an geſicherter Enilohnung, werden ſchwächliche jugendliche
und weibliche Arbeitskräfte weit über Gebühr ausgenutzt. Das
alles hat die Bergarbeiterſchaft während des Krieges mit Hin-
blick auf die Notlage des Gemeinweſens ertragen, ſin hat
ſchwere Opfer gebracht zur Erhaltung von Reich und Staat.

Hat es ertragen in der Hoffnung, daß die von der Reichsregie-
rung ſchon 1914 verheißenen inneren Reformen. die von dem

dieſes Krieges doppelt nötig iſt, zuſchanden zu machen.“
Das Bergarbeiterorgan konſtatiert, daß ihm zahlreiche Zu

ſchriften aus Bergarbeiterkreiſen zugegangen ſeien, deren Ton
auf die Erklärung geſtimmt ſei: „Wir ſollen um die
Reform betrogen werden.“ Das Blatt warnt in
ernſter Stunde die Zerſtörungswütigen. Der Artikel gewährt

abermals die Türe, aber ohne den beruhigenden Glauden, daß
dieſe Maßregel ihm irgend eine Sicherheit zu gewähren ver-
möge. Er dachte nicht mehr an das Backen, ſondern löſchte ſchnell
die Lichter und ſchlüpfte angekleidet, von Angſt und Fieber ge
ſchüttelt, in ſein Witwerskett.

Der Geächrete ging nach der einzigen Heimat, die er noch in
ſeinem Vaterorte hatte, obwohl auch diefe für ihn unzuverläſſig
geworden war. Er drückte den Riegel der Hintertür, den
Finger durch die Türſpalte drängend, leiſe zurück, und nach
wenigen Augenblicken ſtand er vor dem Bette ſeiner Schwieger-
mutter. Auch dieſer drang ein eiſiger Schreck durch die Gebeine,
als ſie, vlöslich erwachend, in ungewiſſem Sternenlichte eine
geiſterhafte Geſtalt mit aufgehobenem Finger vor ſich ſtehen
ſah und alsbald ihren verratenen Schwiegerſohn erkannte.

„Welchen Judaslohn habt Jhr für die Auslieferung gekriegt?“
fragte er.

Sie vermaß ſich mit den höchſten Schwüren, daß ſie weder
etwas bekommen noch etwas verdient babe und daß der Ueberfall
ihr ſelbſt ganz unverſehens gefommen ſei. Er ließ den Ver-
dacht, der wehr in ſeinem Gemüt als an beſtimmten Beweiſen
haftete, auf ſich beruhen und weckte ſeinen Knaben. Der Kleine
lächelte ihn mit halboffenen Augen wie im Traume an.

„Da ſiehſt, Friederle, daß dein Vater frei iſt. Brauchſt dich
nicht zu grämen. Willſt mit

„Er wird doch nicht das Kind durch die Wälder 'rumſchleifen
wollen!“ rief die Alte lebbaft. „Ein Vater kann ſein' Buben
in dem Alter noch nicht pflegen.“

„Er hat ja ſeine Mutker,“ antwortete er. „Sie iſt frei und
wohl aufgehoben.“

„Golt ſei Lob und Dankl“ rief die Alte, ſei es, daß eine
menſchliche Regung ſie erfaßt hatite, oder daß ſie ihn in guter
Launse zu erhalten trachtete. „Aber wenn auch!“ fuhr ſie fort.
„das iſt kein Leben für ein Kind, und mein Hühneraug' ſagt
mir, daß noch einmal Schnee fällt. Laß Er mir nur den Buben
da, ich geb' ihn nicht her.“

Sie kannte ihn wohl und hatte die rechte Seite getroffen
Wenn Jhr eine gute Abne ſeid,“ ſagte er, „ſo will ich fünfe

grad' ſein laſſen. Aber fahret mir ſäuberlich mit den Kindern,
das ſag' ich Euch. Wo ich auh bin, mein Aug' zielt immer
daher, und ich weiß immer, wie's bei Euch ſteht, ſo gut als
wenn ich gegenwärtig wär'.“

Er küßte die Hinder, von welchen das kleinere ruhig fort-
ſchlief, und wandte ſich zum Gehen.

„Jch will noch einmal mit dem Sonnenwirt wegen der Aus
wanderung reden,“ rief ihm die Alte nach. „Wo er ſich mit der
Chriſtine aufhölt, will ich nicht fragen, damit Er nicht wieder
mißtrauiſch wird. Er kann ſich ja von Zeit zu Zeit erkundigen
oder durch vertraute Lent' anfragen laſſen. Und halt Er ſich
nicht hier auf, das Klima iſt nicht geſund für Jhn.“

„Schon recht, aber erſt tu' ich noch einen Tuck,“ antwortete er
und war verſchwunden. Die Alte fuhr unter die Decke und
murmelte ein langes Dankgebet für ihr glückliches Entrinnen.

Am anderen Tage geriet der Flecken in eine unausſprechliche
Aufregung, als man die Begebenheiten der verfloſſenen Nacht
erfuhr. Außer dem Beſuche bei dem Bäcker, der infolge der er
littenen Schreckniſſe kranl darniederlag, hatte der Sonnenwirtle
noch ein weit tolleres Stück verübt. Er war auf unerklärliche

Beilage zum Volksblatt.
einen Einblick in die wirklichen Verhältniſſe der Berg. rbeiter
und er gibt die Stimmung wieder, die jetzt in regiernn575 W zialiſtiſchen Kreiſen herrſcht. Wir war es doch im Sommer i9177
Da wurde über eine „friedliche Umwälzung“ in Deutſchland
geſchrieben; ihre „Erfolge“ wurden geprieſen, und jett muß
man konſtatieren, daß eigentlich nichts erreicht worden iſt,
daß ſich die Lage der Arbeiter verſchlechtert hat. Das alles
beweiſt, wie notwendig es iſt, an den alten Grundſätzen der
ſozialiſtiſchen Politik feſtzuhalten.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 22. Februar

Anmeldungen von Konfirmanden
zur Teilnahme an der Jugendweihe, die der Ar
beiterbildungs Ausſchuß und der Frei-denkerverein Halle am Sonntag, 24. März, im Volkspark
reranſtalten, werden in den nächſten Tagen noch an den folgen
den Stellen entgegengenommen: Hermann Franke, Guftav-
HerzbergStraße 7, Guſtaw Schmidt, Volksbuchhand-
lung, Harz 42544, und am Büfett des Volksparks,
Burgſtrafe.

Von den Arbeitereltern, die ſich innerlich von dem Hirchen
Chriſtentum losgelöſt haben und von denen zu Oſtern Kinder
die Schule verlaſſen, ſollte niemand verſäumen, dieſe Kinder
an einer Schulentlaſſungsfeier teilnehmen zu kaſſer
wie ſie allein dem proletariſchen Denken und Fühlen und der
Weltanſchauung des Sozialismus entſpricht!

Gold, Juwelen und Patriotismus.
Seit Jahresfriſt wird in der Preſſe und in Aufrufen in faſt

täglich wechſelnder Form die Mahnung an die goldbeſitzenden
Volkskreiſe: „Gebt Gold für Eiſen!“ gerichtet. Man glaubte
an maßgebender Stelle“ und in weiten Volkskrerſen annehmen
zu dürfen, daß dieſe Mahnung einen wenigſtens einigermaßen
befriedigenden Erſolg hahen werde. Die offiziellen Goldauf-
kaufſtellen entſtanden. das Sammelwerf begann. Wer aber
Gelegenheit hatte oder ſich aus Jntertſſe an der Sache bemühte,
nähere Einblicke in dieſe kriegs wirtſchaftliche Aktion zu ge-
winnen, der mußte, wie das H. E. betont, die Erfahrung machen:
es waren zumeiſt Leute der Arbeiterklaſſe und des Mittel
ſtandes, die ihren geringen aber für ſie doch auch vielfach wert-
vollen Beſitz an Gold zur Aufkanfſtelle brachten. Wie viele ſo-
genannte „gewöhnliche“ Leute mögen da wohl von ſo manchem
in ethiſcher Hinſicht für ſie wertvollen Stüc ſich getrennt haben.
Und immer wieder leſen wir in den Blättern Mahnungen der
Goldaufkaufſtellen: Wer noch Gold, Perlen, Juwelen habe,
der möge ſie durch Verkauf dem Vaterlande geben, denn „Gold
und Juwelen gehören jetzt dem Vaterland!“ Und wie ſo oft
ſchon, wird dieſe Mahnung begründet mit dem Hinweis auf die
Tatſache: daß das Vaterland Gold zur Deckung für die aus-
gegebenen Banknoten, die Reichsbank Juwelen und Gold ge-
braucht, um im neutralen Ausland Rohſtoffe und Lebensmittel
zu kauſen. Es wird eindringlich gemahnt: „Kein guter Deui-
ſcher darf jetzt Gold und Juwelen behalten, weil jeder wiſſen
muß, daß wir beides für unſere Rüſtung und zum Durchhalten
brauchen. Darum heraus mit dem letzten Gold, mit dan Perlen
und Juwelen aus den Schränken und Truhen, aus den Stahl-
fächern der Banken!“

Dieſes immer wiederholte Mahnen- an die Erfülluno
vaterländiſchen Pflicht läßt erkennen, wie es in gewiſſ
wahrlich nicht kleinen Kreiſen der ſogenannten beſſere. t
beſten Geſellſchaft', die ſich immer gericren als die General-
und Erbpächter echt vpatriotiſcher Geſinnung, mit dieſer Ge-
ſinnung, mit dem volitiſchen, nationalen Gewiſſen in Wirklich-
keit beſtellt iſt. Genau ſo, wie mit dem ſozialen Gewiſſen.
ſchlecht, ſehr ſchlecht! Jn dieſen Geſellſchaftskreiſen wird noch
ein gewaltig großer Gold- und Juwelenbeſitz mit einer geradezu

Weiſe in das Hans ſeines Todfeindes, des Fiſchers, einge-
drungen, hatte dieſen nebſt deſſen Frau aus ihrem zweiſchläf-
rigen Bette aufgeſcheucht, ſich s auf demſelben bequem gemacht
und das Ehepaar mit vorgehaltenem Gewehr gezwungen, ihm
die ganze Nacht Ceſellſchaft zu leiſten. Kochend vor Wut, hatte
der Fiſcher es gleichwohl nicht wagen dürfen, einen Fuß zu
rühren oder einen Laut von ſich zu geben, und war der Gewehr
mündung des ſchwergereizten Feindes, ſo wie einem bitter
höhnenden Witze eine endloſe Nacht hindurch vpreisgegeben ge-
weſen, während nicht weit davon auf dem Rathauſe für die all
gemeine Sicherheit gewacht wurde. Vor Tagesanbruch hatte
der Eindringling das Haus unter den gräßlichſten Drohungen
und mit feierlicher Wiederbolung des Schwures, daß er den
nächſten Angriff unnachſichtlich mit einer Kugel beſtrafen werde,
verlaſſen, ohne jedoch dem Fiſcher ein Haar gekrümmt zu haben,
und zufrieden mit der Angſt, die er ihn hatte ausſtehen laſſen.
Im Forigehen aus dem Flecken hatte er ſich ſodann noch dem
oberen Müller ins Andenken geſchrieben, indem er ihn mit einem
Schuß durch das Fenſter begrüßte der aber, da er von unten nock
oben ging und in die Degke ſchlug, nicht in gefährlicher Abſicht
verſendet ſein konnte.

Von dieſem Tag an wurde der ausgeſtoßene Sohn des Sonnen-
wirts von dem im Banne des tiefſten Aberglaubens befangenen
Volk zum Helden einer Sage erboben, welche ſein wunderbares
Entkommen aus Mauern und Banden dem Bunde mit der
Hölle zuſchrieb. Der Amtmann war in Verzweiflung, da dieſer
Hexenglaube vollends alle Tatkraft lähmte und den zur Rache
entflammten Flüchtling, deſſen hellem Geiſte ſich hier ein neues
Schreckensmittel darbot, zum unumſchränkten Herrn des
Fleckens zu machen drohte. Der Fiſcher und der Müller, dem
ſein Knecht blindlings folgte, erholten ſich zuerſt von den
Schrecken jener Nacht, indem bei ihnen die Wut über den Aber-
glauben ſiegre. Beſonders wurde der Fiſcher durch die Spötte-
reien des von ihm herausgeforderten Jnvaliden aufgeſtachelt
welcher keine Gelegenheit vorüberließ, auf die beimlichen Gaſt
freunde, die der Sonnenwirtle im Flecken habe, anzuſpielen;
und er beteuerte ſich zu wiederholten Malen, daß er einen Schuß
an die ausgzeſetzten hundert Gulden rücken wolle, verſchwor ſick
auch förmlich mit den beiden anderen Teilhabern ſeiner Rache
dem Verhaßten aufzupaſſen und ihn lieber tot als lebendig dem
Amte zu überliefern. Die übrigen Bürger aber ſühlten wenig
Luſt, es mit einem Zauberer aufzunehmen, der vor ſeinen Ver
folgern ſich in eine Halbmaßflaſche verkriechen oder in Pudel:
geſtalt davonrennen konnte. So geſchah es einſt, daß zehn mij
Schaufeln bewaffnete Männer, die ihm nahe bei dem Flecken
kegegneten, ungeschtet des auf ſeinen Kopf geſetzten Preiſe
ihn nicht anzugreifen wagten. Sogar im Schlaf erweckte er
Furcht, da man glaubte, daß er mit geſchloſſenen Augen zr
ſehen vermöge. Zwei Poſtknechte fanden ihn neben der Land

an einem Raine forglos eingeſchlafen; einer hatte nicht
as Hergz, ſich ihm zu nähern, und ritt davon; der andere aber

wagte, ihn zu wecken und ihm bemerklich zu machen, daß er hier
nicht ſicher ſei. Ob jedoch bei ſolchen Vorgängen nur die Furcht
und nicht auch eine menſchliche Teilnahme an dem Loſe des
Unglücklichen mitgewirkt babe, das iſt eine Frage, über welche
das menſchliche Herz wohl kaum einen Zweifel haben wird.

(Fortſetzung folgt.

Halle (Saale), 22. Februar 1918.
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brutalen Selbſtſucht und Rückſichtsloſigkeit feſtgehalten. Dieſer
Beſitz hat ſich nicht etwa vermindert durch freiwillige Abgabe
an die Aufkaufſtellen, nein, er hat ſich außerordentlich vermehrt.
Und dazu hat ja leider die Reichsgeſetzgebung ſelbſt die Hand
geboten. Als im Reichstage die Frage der Kriegsgewinn
beſteuerung zur Entſcheidung ſtand, beantragte die ſogialdemo
kratiſche Fraktion, auch Kunſtwerte aller Art, ſo auch kunſt
gewerbliche Gegenſtände aus Gold und Jnwelen, der Be
ſteuerung zu unterwerfen, um der Steuerhinterziehung vorzu
beugen. Daß die Ablehnung dieſes Antrages durch die Reichs
tagsmehrheit und der Regierung ein unverzeihlicher Fehler war,
trat dann alsbald ſehr deutlich in die Erſcheinung. Die Kriegs
gewinnler und die Kriegswucherer verftanden ſich ſogleich ſehr
gut darauf, dieſe Art der geſetzlich geradezu freigegebenen
Steuerhinterziehung zu betreiben. Es ſetzte eine tolle Spekn
lation mit Gold und Juwelenwerten ein, ein unerhörter
Wucher mit ſolchen Werten griff Platz, worüber unter anderm
die Annoncenſpalten betr. Ankauf von Gold, Perlen,, Juwelen
delehren konnten. Man konnte ſich beſonders in Berlin und auch
hier in Hamburg überzengen, welch glänzende Geſchäfte die
Gold und Juwelenhändler machten. Mit wem? Mit den guten
„Patroten“, die mühelos aus Kriegsliefernngen, durch Wucher,
Vetrug und Gaunerei aller Art ſich zum ſchwerſten Schaden
des Landes bereichern konnten. Und das alles, während ungaus
geſetzt, in dringendſter Weiſe die offizielle Mahnung erging:
„Gebt euer Gold dem Vaterlande!“

Die neueſte Mahnung weiſt nicht nur hin auf das Gold und
die Juwelen in den Schränken und Truthen, ſondern auch auf
die Schätze, die in den Schrankfächern der Banken liegen Aber
wer kann nach den gemachten Erfahrungen noch glauben, daß
dieſe Mahnung den im nationalen Jntereſſe ſo notwendigen
Erfolg haben könntel Da kann nur eins helfen: Die zwan g S
weiſe Enteignung, die Veſchlagnahmel

Die Lotterie im Kriege.
Auch in der Kriegszeit ſpielen Lotteriegewinne und

Nieten eine Rolle. Es wird weiter geſpielt. Das geht auch
aus dem neuen Haushaltsplane der preußiſchen Lotteriever-
waltung hervor, der jett dem Preußiſchen Landtage vorgelegt
worden iſt. Sr enthält ſehr bemerkenswerte Feſtſtellungen.
De Einnahmen der preußiſchen Lotterieverwoltung betragen
faſt 200 Miſlionen Mark, und zwar kommen ans dem Verkaufe
der Loſe rund 145 Millionen Mark. Das iſt das Svielgeld
zweier Lotterien, die alljährlich veranſtaltet werden, und bei
denen je 428 000 Stammloſe und 40 000 Freiloſe ausgegeben
werden. Bedenkt man, daß ein großer Teil der Loſe noch in
Zehntel-Teile zerlegt iſt, ſo kinn man feſtſtellen, daß die Zahl
der Lotterieſpieler viele Millionen beträgt. Aus dem Ver-
kauf verlaſſener Loſe und abgelehnter Freiloſe wurden 210 000
Mark erzielt. Die Neichsſtempelabgabe erbrachte 30 Millionen
Mark. Die Gewinnabzüge des Staates betrugen 22 Millionen
Mark. Schließlich verſäumten noch ein paar hundert glück
liche Gewinner, ihren Schatz abznheben. Daraus floſſen dem
Staate 40 000 Mark zu. Gegenüber dieſen 200 Millionen Mark
Einnahmen belaufen ſich die Ausgaben der Lotterieverwal-
tung auf etwa 175 Millionen Mark. Den Hauptteil nehmen
natürlich die Gewinne in Anſpruch, die mit 145 Mill. Mark
verrechnet werden. Sie ſtehen alſo in derſelben Höhe zu Buche
wie die Einnahmen aus dem Verkaufe der Loſe. Der Ueber
ſchuß für den Staat ergibt ſich aus den planmößigen Gewinn-
abzügen, die ſich auf 1514 Prozent belaufen. Es gibt auch
„Uebergewinne“, ſo nennt man nämlich jetzt, was früher
„Vrämien“ hieß. Die Lotterieeinnehmer erhalten die ſtaat
lichen Gewinngebühren von 2,1 Millienen Mark. An Ver-
waltungskoſten treten zu den Ausgaben hinzu etwa 200 000
Mark. Dazu kommen noch die Geſchäftsbedürfniſſe, die Koſten

der Lotterie-Ziehungen uſw. in Höhe von rund 250 000 Mark.
Där die an der preußiſchſüddeutſchen Klaſſenlotterie beteilig

Staaten werden an Renten 6,2 Millionen Mark bezahlt
3 S i Staate aus dem Lotteriegeſchäft noch

Neberſchuß von 13,5 Millionen Mark. Das iſt eine erheb
liche Steuer, die alljährlich dem Staatsſäckel zufließt und
es iſt die einzige Steuer, die freiwillig gezahlt wird.

Der Kleinwohnungsban in Halle
ſoll angeblich nach dem Kriege, wie ſchon mehrfach berichtet
wurde tatkräftig gefördert werden. Um dem zu erwartenden
Mangel an Kleinwobnungen vorzubeugen, hat die Orts-
gruppe Halle der Deutſchen Gartenſtadt-geſellſ e ihre ſchon früher verfolgten Pläne zur Er-
bauung einer Kleinwohnnngsſiedlung erneut aufgegriffen. Jw
Verlauf dieſer Vorarbeiten hatte die Ortsgruppe gemeinſchaft-
lich mit dem vorbereitenden Ausſchuß zur Begrün-
dung eines gemeinnützigen Bauvereins für
Errichtung von Kleinwohnungen am Rittwoch
nachmittag nach der Anla der Handwerkerſchule die inter
eſſterten Kreiſe, insbeſondere Vertreter von Handel, Induſtrie
und Handwerk, der Stadtverwaltung, der Univerſität uſw. zueiner Vorbeſprechung eingeladen. Der Einladung war ein

Aufruf beigegeben, welchem wir folgendes entnehmen: Jm
Süden der Stadt ſoll auf ſtädtiſchem Gelände eine Kleinwoh
nungsſiedlung erſteben, welche nach fertigem Ausbau etwa 300
Familien Unterkunft bieten wird. Die zu erbauenden Klein
wohnungen ſollen nach Größe und Preis dem Lebensaufwande
der arbeitenden Klaſſen, Fabrikarbeiter, Angeſtellten, Unter
beamten uſw. entſprechen, vorzugsweiſe in Einzelhöuſern an
geordnet werden, ſo daß jeder auf ſeinem Grundſtücke für ſich
wohnt, bei Etagenhäuſern aber nur in beſchränkter Anzahl in
einem Hauſe zuſammen. Jeder Wohnung ſoll möglichſt ein

ausgarten beigegeben werden, den Einzelhäuſern auch etwas
tallung für HKleinvieh Die Wobnungen ſollen 3, 4 und

s Zimmer erhalten und die billigſte Jahreswiete im Etagen-
haus bei etwa 8060 Mark, im Einzelhaus bei etwa 400 Mark an
fangen.

Die Vorarbeiten ſind im Ejinvernebmen mit dem Magi-
ſrat betrieben worden, auch hat der Vorſtand der Handels-
kammer ſeine Vereitwilligkeit zum Ausdruck gebracht, der Grün-
dung förderlich zu ſein. Die gutbeſuchte Verſammlung folgte
wie man uns berichtet, mit Intereſſe den Darlegungen, welche
über Zweck, Ziel und die zunächſt beabſichtigten Maßnahmen
des zu begründenden BVauvereins der Vorſitende, Geheimer

Dr. Keil. und tn einem ausführlicheren Vortrage
egierungsbaumeiſter a. D. J. Hallmever gaben. Der Verlauf

der Veſprechung, wie auch die bereits in großer Anzahl vor-
fiegenden Anmeldungen und Anteilzeichnungen laſſen erkennen,
daß die beabſichtigte Gründung als geſichert angeſehen werden
kann. Wie mimn uns mitteilt, wird der Ausſchuß in aller
Kürze die Gründungésverſammlung einberufen und
den vorliegenden Plan der weiteren Oeffentlichkeit unter-
n um weiteſten Kreiſen Gelegenheit zum Beitritt zu
geben.

Nene Bekanntmachungen.
An ſtädtiſchen Lebensmitteln gibt es am Sonnabend: Eier

in der Talamtſchule auf die Nummern 59501 bis 67 000;
Quark für Kinder auf die Nummern 28001 bis 42 000 und
grüne Heringe auf die Nummern 7001 bis 10500 und 63 001
bis 67 000.

Ein Burcaudirektor für die Stadtverwaltung ſoll ange-
ſtellt werden. Da zu den in der ſtädtiſchen Beamtenbeſoldungs-
ordnung vorgeſehenen Sätzen keine erſte Kraft gefunden wer-
den kann, ſoll eine Stelle geſchaffen werden mit 5000 bis 7500
Mark Gehalt. Falls die StadtverordnetenVerſammlung zu
ſlimmt, ſollen Vewerber durch Ausſchreibung geſucht werden.

Der Haushalisausſchutz der Sadiverordnelen beſchloß
demgemäß.

Erhöhung der Desinſektionsgebühren. Infolge der Teuerung des Materials und dem Sleigen der Löhne ſür die Aus
brenden ſieht ſich der Magiſtrat genötigt, die Koſten für

zinfektion zu erhöhen. Die Gebührenſätze ſelbſt ſollen nicht
verändert werden, doch ſoll ein Kriegszuſchlag von 50 Prozent
erhoben werden. Der Haushaltsausſchuß der Stadt
verordneten ſtimmte dem zu.

Ein Geſchenk von 30000 Markt hat Herr Be SirWeiſe u. Monſki) der Stadt Halle überwieſen. oll zur
Unterſtützung Armer und verſchämter Armer verwandt wer
den. Der Haushaltsausſchuß der Stadtverordneten
nahm das Geſchenk mit Dank an.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten am
Montag, dem 25. Februar 1918, nachmittags 4 Uhr. Oeffent
liche Sitzung. Fluchtlinienänderung des Kirchplatzes an
der Ludwigſtraße. Landerwerb an der Ludwigſtraße und Aus-
bau der Röpziger Straße. Vergleich betr. Schulunterhaltungs
koſten-Beiträge. Feſtſetzung eines Stellengehalts. rhebung
eines Kriegs uſchlags zu den Desinfektionsgebühren. Nach-
bewilligung für Stadtbad. Annahme einer Schenkung. An
trag betr. Schulreform. Nicht öffentliche
Sitzung. Schiedsmannswahl. Annahme eines Angebots.
Geſuch um Gewährung einer Teuerungszulage.

Ausgabe der Sämereien durch den Bund für Volkskraft.
Trotz aller Benachrichtigungen hat bis ſettt nur aller Beſteller
die vom Bund beſorgten Sämereien abgeholt. Diejenigen, die
die Abholung verſäumten, haben es ſich nun ſelbſt zuzuſchreiben,
daß ſie leer ausgehen. Montag, den 25. d. M., beginnt die
Ausgabe der Erbſen und Vohnen.
und dergl. mitzubringen. Es ſei auch nochmals darauf hin-
rewieſen, daß ohne Voriveiſung der Ackerkarte die Abgabe des
Saatqutes nicht erfolgen kann. E. Abderhalden.

Warnung vor Kurpfuſcherei. Von der ſtädtiſchen Rechts-
auskunſtſtelle wird uns geſchrieben: Seit Jahr und Tag befaßtſich ein gewiſſer Martin Boerner in Halle eaait)

der Herſtellung und dem Vertrieb eines Tees gegen
Rheumaleiden. Bei der Anpreiſung des Tees geht er in der
von den Kurvpfuſchern beliebten Weiſe vor. Jn der Perſon
eines gewiſſen Karl Brandt aus Halle hat er einen will-
fährigen Helfer gefunden. Dieſer erbietet ſich in zahlreichen
Zeitungsanzeigen zur koſtenloſen Erteilung einer Auskunft
darüber, wie man Rheumatismus, Jſchias und Gicht ſelbſt be
kämpfen kann. Um der ganzen Sache einen beſſeren Anſtrich
zu geben, nennt Brandt ſich „Kriegsſchulbeamten a. D.“.
Neuerdings will Boerner dazu. übergehen, eine Broſchüre über
Rheumatismus und Gicht zu ſchreiben. Ein Auszug aus der
Broſchüre ſoll allen, die von einem derartigen Leiden geplagt
ſind, vollſtändig koſtenlos und ohne jede Verbindlichkeit zuge-
ſtellt werden. Um nun dieſe „Alle“ in möglichſt weitem Um
fange veglücken zu können, wendet er ſich mit recht naiv ge
haltenem Schreiben an allerhand Leute mit der Bitte um Mit-
teilung der Anſchriften von Kranken. Martin Boerner iſt nicht
der Wohltäter, als der er ſich ausgibt. Er hat es darauf abge
ſehen, Kranke auszubeuten. Es ſchwebt auch bereits ein Straf-
verfahren gegen ihn und in jüngſter Zeit hat das ſtellver-
tretende Generalkommando zu Magdeburg ein Anzeigenverbot
gegen ihn mit folgender Erklärung erlaſſen: „Die Firma
Martin Boerner in Halle (Saale) vertreibt unter der Deck-
adreſſe Karl Brandt einen Tee, den ſie nach ihren Namen als
Embohn-Tee bezeichnet. Der Tee ſoll gegen Rheuma, Jſchias
und Gicht wirken. Er beſteht aus geſchniftenen Birkenblättern.
Der Preis iſt wucheriſch hoch.“ Nach alledem muß vor Boerner
und Brandt dringend gewarnt werden. Wahrnehmungen über
beide wolle man der Zentrale zur Bekämpfung der Schwindel-
firmen in Lübeck oder der ſtädtiſchen Rechtsauskunftſtelle in
Halle mitteilen

Jm Stadttheater kommt hente, Freitag. den 22., Richard
Wagners Walküre zur r Beginn 7 Uhr. Sonnabend,
den 23., nachmittags 3 Ubr Schnu J 7 ermäßigtenPreiſen Maria Stnart, abends 714 Vhr Das Dreimäderkhaus

mit

Sonntag den 24., nachmittags 324 Uhr Volksvorſtellung Fahr
markt in Pulsnitz, abends 756 Uhr Erſtauffübrung König für
einen Tag, komiſche Oper von Adam Montag, den 25., Die
Fledermaus.

Jm Volkspark veranſtalten morgen, Sonnabend, abends
3 Uhr, die Leipziger Meyſel-Sänger einen großen
Bunten Abend. Den Beſuchern dieſes Abends ſtehen
einige heitere Stunden bevor. Kinder haben keinen Zutritt.

Der Unterhaltungsabend des Halliſchen Hausfrauenbundes
(vergl. Jnſerat) bringt ein recht abwechſlungsreiches Pro
gramm. So unter anderm das Luſtſpiel Die Kochkiſte von
Georg Jrrgang Wer Glück hat, kann auch eine Kochkiſte mit
e tragen, da eine Verlooſung von Kochkiſten den Abend

eſchließt.
Ein Kind von der Straßenbahn totgefahren. Ein etwa ſechs

jähriger Knabe des Schuhmachermeiſters Hein in der Reilſtraße
lief geſtern abend gegen 5 Uhr beim Spiel achtlos vor einen
Straßenbahnwagen. Das Kind zog ſich ſo ſchwere Verletzungen
am Bein und Kopfe zu, daß es nach kurzer Zeit ſtarb. Den
Wagenführer trifft anſcheinend keine Schuld. Der Vater des
Kindes iſt eingezogen und die Mutter in einer Lungenheilſtätte.

Straßenbahn-Betriebsſtörung. Durch die Führungsſtange
eines Straßenbahnwagens wurde der Leitungsdraht der
Straßenbahn von Kleinſchmieden bis zur Talamtſtraße her-
untergeriſſen. Der Straßenbahnverkehr wurde hierdurch län
gere Zeit geſtört.

Nietleben. Die Zahl der Erkrankungen, beſonders
unter Kindern, hat auch hier in auffallender Weiſe zugenommen
Auch hat der Tod unter den Erkrankten, wie die vielen friſchen
Gräber beweiſen, manches Opfer gefordert. Die klar zu Tage
liegende Urſache iſt natürlich der Mangel an Krankennähr-
mittel, die es hier ſo gut wie gar nicht gibt; für die Kinder wird
überhaupt ſehr unzureichend geſorgt, ja man achtet ſogar mit
Argusaugen darauf, daß, ſowie ein Kind vier Jahre alt iſt, ihm
ſofort die Milchkarte entzogen wird. Fleiſch gibt's oft bloß
75 Gramm die Woche für ein Kind bis zu ſechs Jahren. Ja,
ſogar an einwandfreiem Trinkwaſſer fehlt es zuweilen; die
Waſſerleitung iſt beſtändig an irgendeinem Orte nicht in Ord-
nung. Leider ſcheint dieſe Seeſchlange von Waſſerprozeß den
Krieg doch noch überdauern zu wollen, ſo daß hier ein Auf-
ſchwung vorläufig nicht zu erwarten iſt.

Die im März fälligen Gemeinderats-wahlen ſind auf ein Jahr verſchoben worden. Vor zwei
emJahren, als es galt, den Sozialdemokraten Waldbeim ausGemeinderate zu entfernen, hat man trotz des Krieges doch den

damaligen Gemeindevorſteher Herrn Dr. Gaebelein veranlaßt,
die Wahken ſtattfinden zu laſſen. Fetzt iſt man ſo hübſch unter
ſich, die Arbeiter haben leider gar keine Vertretung, da ihre
zwei Vertreter ſeit Kriegsbeginn eingezogen ſind. Ueberbanpt
ſcheint man gar keine Gemeinderatsſitzungen mehr abhalten zu
wollen Es iſt alles ſtill geworden. Bei dieſer Gelegenheit
ſei noch erwähnt, daß die Akten in der Affäre Hahn immer
noch nicht abgeſchloſſen ſind

Zwintſchöna. Die t 227 P greifen auchhier wieder um ſich; dem kürzlich bei einem Beſitzer in Bruc-
dorf ansgeführten nächtlichen Beſuche, bei dem etwa 80 junge
Hühner und einige Enten geſtohlen wurden, folgten zwei in
hieſigen Haushaltungen. Den Dieben fielen auch hier anſehn
liche Hühnerbeſtände zur Beute.

Arbeiter-Sekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.

Sprechſtunden nur wochenlags von 11--1 Uhr und abends
von ö—8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

Es wird gebeten, Düten

Berlin auf Grund eines

ſeiner

Allerlel.
Kriegsgewinner-Kataſtrophen.

Die Elberfelder Freie Preſſe ſchreibt: Aufſehenerregende
Vorgänge, die ſich in Remſcheid abgeſpielt haben, beſchäf-
tigen zurzeit die Staatsanwaltſchaft und den Unterſuchungs-
richter in Elberfeld. Es handelt ſich um Steuerhinterziehungen

in Umfange. Jn die r ſind leitende Perſönlichkeiten der bekannten annesmann,
Werke in Remſcheid, und zwar ein Generaldireltor
und ein Direktor des Werkes. Jn Zuſammenhang mit

dieſer Affäre gebracht werden muß der Felbſtmord dez
Direktors Zilzer von Mannesmann, der ſich in einem Elber-
felder Hotel erſchoſſen hat, und zwar in der Nacht zum Sonn-
tag. Der Generaldirektor iſt verhaftet worden. Das mit
großer Beſtimmtheit verbreitete Gerücht, wonach die beiden
Direktoren ſich Unterſchlagungen und Veruntreuungen von
mehreren Millionen zum Nachteile der Firma Mannesmann
hätten zuſchulden kommen laſſen, iſt vollſtändig aus der Luft
gegriffen und haltlos. Ueber die Höhe der in Betracht kommen
den Steuerhinterziehungen erfahren wir, daß es ſich um meh
rere Million en handelt. Uns wird die Summe von drei
Millionen angegeben.

Der Direktor Zilzer, der ſich in dem Elberfelder Hotel er
ſchoſſen hat, iſt ein ſogenannter Reiſedirektor. der ſein Ein-
kommen auf 80 000 Mark angegeben hatte, während man bei
einer Hausſuchung in ſeiner Wohnung 200 000 Mark beſchlag-
nahmte und außerdem mehrere Millionen in Wert
papieren auffand.

Der Firma Mannesmann haben die Direktoren allerdings
nichts unterſchlagen, ſondern „nur“ dem Vaterlande.

Die Grnußweigerer.
Der Wiener Arbeiterzeitung wird aus Holland ge-

ſchrieben: In Holland gibt es nicht nur Dienſt-, ſondern auch
Grußweigerer. Die holländiſchen Soldaten, ſeit dreieinhals
Jahren mobiliſiert, betrachten das viele Salutieren man
erſchrecke nicht! als eine unnütze Plackerei. Seit einiger
Zeit iſt eine Bewegung im Gange, die ſich die Abſchaffung
des militäriſchen Grußes zum Ziele geſetzt hat. Das
heißt der Widerſtand der Soldaten richtet ſich vielmehr dagegen,
andere als die nicht unmittelbar Vorgeſetten zu grüßen. Viele
dieſer Grußweigerer halten es ſo, daß ſie, um möglichſt der
Strafe zu entgeben, „paſſive Reſiſtenz' leiſten oder den Gruß
irgendwie „ſabotieren“ Eine der vielen Verordnungen, die
ſich gegen die wachſende Neigung der Soldaten, das Grüßen
zu umgehen, wo immer ſie es mit Ausſicht auf Strafloſigkeit
tun können“, wendet, zählt mit großer Genauigkeit alle Tücken,
Schlauheiten und Vosheiten der nicht grüßenden Sünder auf:
daß ſie ſich zum Beiſriel beſonders die Dämmerung zunutze
machen und ſo tun, als ob ſie die Vorgeſetzten nicht ſähen,
während ſich andere wieder bei ihrem Nahen plötzlich einer Aus
lage zuwenden, um dort mit großem Jntereſſe die Gegenſtände
zu beſichtigen u. ſ. f. Es ſei doch, ſo meint nach allerlei Er
mahnungen und Drohungen in einem faſt unmilitäriſch-zu-
ſprechend klingenden Räſonnement der Ukas, keine „Erniedri-
gung“, einen Vorgeſettten zu grüßen, der „kraft ſeiner Er-
fahrung und ſeines Wiſſens an einer höheren Stelle ſteht“
Worauf nach ſeiner bisherigen Weigerungslogik der holländiſche
Soldat erwidern könnte, daß er ja nicht dem Wiſſen und der
Erfahrung, ſondern nur einer beſtimmten, ihm überflüſſig und
läſtig dünkenden militäriſchen Gepflogenheit die Anerkennung
verſagt. Jmmerhin: wenn am Militarismus nichts anderes
auszuſetzen wäre als das Salntieren

Das Geſtändnis eines Totſchlages. Zweibrücken,
21. Februar. Von dem hieſigen Schwurgericht wurde am
18. d. M. der Kaufmann Otto Gebhard aus Pirmaſens
wegen Ermordung des Lederhändlers Walter Löwenthal aus

Jndizienbeweiſes n Tode
hard jetztverurteilt. Um der Todesſtrafe zu entgehen, hat Ge

ein umfaſſendes Geſtändnis abgelegt und erklärt, daß er ſeinen
Geſchäftsfreund Löwenthal während eines Streites in

Pirmaſenſer zu mit einem ammer erſchlagen und die Leiche in der Nähe ſeiner Wohnung ver-
ſcharrt habe. Die Leiche iſt bereits aufgefunden, Angeſichts
der veränderten Sachlage wird vermutlich jetzt wieder ein
neues Gerichtsverfahren eingeleitet werden.

„Der Prophet Daniel und der Weltkrieg.“ Unter dieſem
Titel melden die Blätter „Die Troykiſche Erklärung der Be
endigung des Kriegszuſtandes bedeutet, wie der aſtronomiſche
Mitarbeiter des Berl. Lokalunzeigers meldet, eine der ſonder-
barſten Beſtätigungen von Vorherſagen aus der erſten Zeit
dieſes Krieges, die ſich auf eine Bibelſtelle: Daniel 12, 11, be-
ziehen: Dieſe lautet: „Und von der Zeit an, wenn das tägliche
Opfer abgetan und ein Greuel der Verwüſtung aufgerichtet
wird, ſind 1290 Tage.“ Rechnet man nun den Unterſchied vom
1. Auguſt 1914 bis zum 11. Februar 1918 aus, ſo ergeben ſich
genau 1290 Tage.“

Engliſche Sommerzeit. London, 20. Februar. Jm Unter
hauſe wurde mitgeteilt, daß die Sommerzeit am 24. März be
ginnen und am 29. September enden ſolle.

Nachträge zum Knigge.
(Winke für Beſucher und Beſuchte.)

Man gehe ſchnell fort nach einem Beſuche. Es iſt iaktlos
und auch peinlich für den Beſuchten, wenn man ſo zögert,
da man deſſen Gott ſei Dank! noch hören muß.

der geſellſchaftliche Verkehr wäre weit annehmer, wenn es
keine unangenehmen Menſchen gäbe, die ſich genau an das
erinnern, was man geſagt hat.

Man darf nicht allzu ſehr ſeine Freude über einen Beſuch
zeigen ſonſt merkt dieſer ſchließlich, wie unangenehm einem
die Störung i
Allgemeine Beſuchsregeln: Man richte ſeine Beſuche grund

ſätzlich ſo ein, daß niemand zu Hauſe iſt, wenn man kommt.
Nach dem erſten erfolgloſen Anläuten entferne man ſich, da

mit man denen, die man beſuchen will, ein allzu langes Sich-
ruhigverhalten erſpart.

Wegen Kohlenmangels iſt es ratſam, beim Eintreten die
Türe nicht zu weit zu öffnen, am liebſten gar nicht.

G. A. M. (M. Z.).

Briefkaſten der Redaktion.
H. M. u. S. V. Jſt die Veſtellung des Grabſteins unter der

Vorausſetzung aufgegeben worden, daß Sie erſt noch Jhre Zu
ſtimmung geben wüſſen, ſo iſt die Beſtellung ungültig, wenn
dieſe Zuſtimmung unterbleiht. Bei der genannten Firma ſind
übrigens ſolche Vorgänge nichts Seltenes.

S. 100. Wir können wirklich nicht wiſſen, ob das Fürſten
tum Schwarzburg-Aiudolſtadt beſondere Dienſtauszeichnungen
verleiht und wie ſie c erlangen ſind. In ſolchen Dingen be
ſißen wir gar keine Erfahrung.

O. 100. Selbſtverſtändlich muß auch jetzt im Kriege die übliche
bzw. vereinbarte Kündigung der Wohnung eingehalten werden.
Venn Sie aber als Kriegsteilnebmer nicht freiwillig ausziehen,

können Sie nicht zwangsweiſe herausgeſetzt werden.
G. B. 361. Es kommt doch ganz darauf an, was über die

Kündigung der Hypothek vereinbart iſt. Jſt darüber nichts feſt
gelegt, ſo iſt die Unterlaſſung der Zinſenzahlung ein Grund
zur Kündigung.

u. 9. Ein „Anſpruch“ anf die höhere Löhnung und Veförde
rung beſteht überhaupt nicht.

H. V. Eine Perſon, die Jnvalidenrente bekommt, kann
micht auch noch Aliersrente bekommen. Es wird nur eine
Rente von beiden gewährt.
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